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38. Sitzung des Landtages Rheinland-Pfalz 
am Mittwoch, dem 8. Januar 1958 zu Mainz 

Landtagsgebäude 

Püisident Wolters eröffnet um 9.48 Uhr die Sitzung. 

Präsident ''\'olters: 
MeinP Dam f> n und Herren! Die 38. Sitzung des Land
t ;•gc>:-; Rheinl;i.nd-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer der heu
ti ~•;r•n S it.?.11ng ist d er Herr Abgeordnete Wolf und der 
Herr Abgeordnete Saxler. Die Rednerliste führt der 
Herr Abgeordnete Wolf. Entsdmldigt infolge Erkran
kung 'X'IN R11s drE>nst1ichen Grü!'lidcn sind die Abgeord
ndf>n .Schuler, Dr. Wolf, Frau Wolf, Westenberg~r, Roth, 
Dr. Boden, Hfüser, Müller, Kuraner, Haxe!, Wetzei, 
Cli:1 us. G<iul und Piedmont. 
MPinP J)nmPn und Herl'en! Die Tagesol'dnung, die 
lhnf>n vo1·1i.-e:t. W•)rdc im Einvernehmen mit dem Älte
:.h •nrat m1fgE>stellt. Wird gegen diese Tagesordnung 
Wider.spl'Uch oder Eini;pruch erhoben? - Icl1 !ildle fest, 
das i!>t nicht cier Fall. Damit wird die Tagesordnung 
in d<.'r vorl iegenden Form angenommen. 
M<.'ine sehr verehrten Damen und Herren! Zur ersten 
Sitzung des Landtages im neuen Jahre darf ich Ihnen 
und lh1·en Familien, aber auch Ihrer politischen Arbeit. 
; 1llPS Gute wünschen. 
Als Gasthörer n ehmen an unserer heutigen Sitzung 
Unt.eroffäzier·e d er Bundeswehr des Staooorbes Marlinrz: 
lt->il. Ich da.rf die Bürger i!n Uniform herzlich beigrüßen. 

(Beifall des Hauses.) 

Wir tre ten in die Tagesordnung ein . Ich rufe auf den 

rankt I: 
a) Mitteilung des Präsidenten des Landtages betref

fend Entlastung der Landesregierung Rbeinland
Pfalz wegen der Haushaltsremnung für das Rech
nungsjahr 1955 

- Drucks<iche fl!:ita -

b ) Mitteilung di:s Präsidenten des Landtages betref
fend Rechnung des Rechnungshofes von Rheinland
Pfa.lz filr das Recltnungsjahr 1955 

- Druck ~ache II/ 319 -

dazu: Mitteilung des PräsLdenten 
- Dn1ck~achen H /2 14/239i 295/310 -

Die Berichterstattung des Haushalts- und Finanzaus
-;d1u1-st>s Pl' folgt durch den Herrn Abgeordneten K ön ig, 
d('m ich hiermit das Wort erteile. 

AIJj!. König: 

Hl'1T Präs ident! Meine Damen und Herren! ldl. d ar! 
mich he i der Beric.:li~tstaltung zu diesem Tagesord
nungspunkt im wesentlichen auf d ie Drucksamen I I/347 
und IIr348 beziehen - Sie haben sie in Händen -, des 
wdtPre-n auf die Drucksache Ili318, aus denen die 
~!im.Plheiten zu ersehen sind, d~e der Rechnungshof bei 
Prüfung der Jahresrechnung 1955 festgestellt hat. 

Sie ersehen aus dem Berkht, den der Haushalts- ~md 
Finanwus..~d1uß mit Drucksadl.e II/347 dem Landtag 
vorgelegt hat und wozu er .gleichzeitig bittet, ihn im 
Zusammenhang mit dem Antrag Drucksache I li348 zu 
genehmigen , daß die Rechnung 1955 mit ctner Mehl'
einn;,hme von 2,2 Millionen DM abgeschlossen hat. 
Dazu bleibt festzustellen, daß außerdem 12,2 Millionen 
DM an de n Außerordentlichen Haushalt zur Verminde-

rung des Anlll"i·h"1l:)l'<l~.rf~ abgcgicbP.n· un<l weit.ere 4,99 
l\llihlionen DM zur Abcl~ck·ung c:k>-" F<:'h lbetrn~ im Redl
mmgs1ahr 1.9·54 umgebucht wurden. 
kh darf mich hierbQi gleich?.e ilig auf die Textziffer D 5 
dr.s Berich tPs dPI' Rechnungsh9fes bezil-:hen :und in der 
Drucksache II/347 auf Ziffer 9, aus der Sie bitte ersehen 
wollen, daß der Haushalts- und Finanza.usschui3 dem 
L andtag vorschlägt und damit gleichzeitig die Landes
regierung bit tet. zukünftig so zu vel'fahren,. wie es die 
Reichshaushaltsordnung vorsieht und die in der Ver
gangenheit geübte nc~onderheit für die Z ukunft in 
Wegfaii kommen zu lassen. ' 
Aus dem Bcrid1t gehen weiter verschiedene Einzelhei
ten hervot', auf die ich hier n idit besonders Bezug zu 
nehmen brauche, weil sie von Ihnen nachzule.~en sind. 
Ich möchte speziell hier nur noi.:11 die Frage, erwähn..-n, 
die ebenfalls. den L:indtag im vergangenen Jahr bereits 
beschäftigt hat., und zwar die Frage der Prüfung der 
Schuldenverwaltung bei der Landesregierung. Sie we1·
den sich erinnern, daß m it der Verabsch~edung der 
Rcchm.1ng 1954 vom Landtag ein Beschluß ge~aßt wurde, 
nach dem die Aufnahme und die Ver.ven.dung u n<l 
Abwicklung der Landes!H:hulden durch eine' vom Land~ 
tag zu beschließende Institution od<.'r ein Gremium des 
Landtags in Zukunft überwacht Wt'rden sol(tc. 
Die Landesregierung hat d a7.ll mit Drn<'ksac.he II!312 
vom 10. Oktober 1957 Stellung genommen und zum 
Ausdruck gebracht, daß sie auf Grund der verfassungs
mäßig gegebenen B estimmungen und aus ,verschiede
nen anderen Gesichtspunkten es nicht für notwendig 
erachtet, eine solche Überwa chung durch ei~ Gesetz zu 
gewähl'leisten. 
Der Haushalts- und F inan7.<1uss<..tiuß hat dem insoweit 
entsprochen, als wir Ihnen in V orschlag bringen, zu
künftig d.le Rechnungsprü!ungskommission, d, h. die 
Mitglieder der Rechnungsprüiungskommissio n, die vom 
Haushalts- und F inanzausschuß gebildet wird, und 
gleichzeitig' deri Herrn Präsidenten des Rec!inungshofes 
mit der ständigen Überwachung der Schu1denverwal
tung zu beauftragen. 
In der Annahme, daß S ie dem Vorschlag des Haus
halts- und Finanzausschusse~ zuiotimmen werden, hat die 

· i „ Kommission bereits im Novembe1· des vergangenen 
j J'ahres die Schuldenverwaltung - ich will picht sagen 
· gep1·tlft - . aber elfigesehen, um Kenntnis 2u nehmen, 

1 

n ach ,..,.elche1· Verfahrensmethode dort v01·gegangen 
wll'd. Die Kommission h at sich zu diesem Zweck über 

l
. die hohe Treppe des F inanzministeriums: selbst be

geben. Ich dal'f Ihne n sagen: Wir haben die Dinge ein-
gesehen und auch zur Kenntnis nehm<:>n IS:önnen, daß 
fraglos eine ordentliche und saubere VeriNaltung de1· 
gesamU.n Schuldenunterlagen stattfindet. 
Inwieweit die son stigen Methoden bei det bisherigen 
Aufnahme von Schulden bzgl. ihrer Art ;Behandlung 
verdienen, werden Sie ebenfalls e inmal aus der Druck
sa~li1 I.I/:ua ~.i;s!?h<µl ~önnen, und zum and1ren~ glaube 
ich, wird es Sache der Beratungen a nläßlith des Etats 
iür 1958 sein, auf diese Fragen im einzeln~n nochmals 
zurückzukommen. · 

Ich darf Ihnen namens des Haushalts- und. F inanzaus
ecl:uuS!le!S die Annahme der Drucksache II/348 im zu -
sammcnhang mit der Drucksache II/347 empfehlen. 

(Beifall im H11usP.) 

Pr!l.s1dent Wolters: 

kh $.nk~. 4em.B~richtet"Statter für seine A~
1

sführungen. 
Nach dem Antrag des Berichterstattens I sse ich ab
s timmen über die Drucbache II/348 in Ver indung mit 
dem Bericht in DrucksaC"hE' It/347. Wer dem Antrag des 
Haushalts- und Finanzausschusses zustimrd('n will, den 
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bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! 
Stimmenthaltung! 

Ic.:.h stelle die einstimmige Annahme fest. 
(Zurufe im Hause: Eine Enthaltung!) 

- Eine Enthaltung! Der Herr Finanzminister hat sich 
der Stimme enth;;ilten. • 

Wir kommen zum Punkt 2 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betreffend 
Durchführung des Grünen Planes in Rheinll!.nd-Pfalz 

- Drucksache Ili330 -
Die Beg1·ündung der Großen Anfrage erfolgt durch 
Herrn Abgeordneten Beckenbach: 

Abg. Beckenbach: 
Herr Pl'äsident! Meine Damen und Herren! Ich weiß 
nicht, ob es im gegenwärtigen Augenblick der inter
nationalen Hochspannung und des Lebens der Völker 
zwischen Furcht und Hoffnung richtig ist, die Frage zu 
stellen, wie der Grüne Plan des Jahres 1957 und auch 
1956 sich auf unser Land ausgewirkt und welche realen 
Besserungen sich für die Landwirtschaft daraus erge
ben haben. Mit Rücksicht auf die Tatsache, daß sich 
in Paris die Organe des Gemeinsamen Marktes, der 
Wirtschafü;gemeinschart, konstituiert haben, und dar
auf, daß in dieser Europäischen Wirtschaftsgemein
schaft rlie Agrarwirtschaft auch unseres Landes sicher 
in weitgehender Weise bei?influßt wird, kann es nicht 
glci<:hgüllig sein, meine Damen und Herren, wie das 
Mittel der Saniel'Ung für die Aktivierung unserer Land
wirbdwft im Bundesgebiet angewendet wurde und 
wird und ~ was noch bedeutungsvoller ist, Herr Mini
ster - wie die Auswil'kungen dieses Grünen Planes für 
das nächste Etatjahr zu erwarten und geplant sind. 
Denn laut Landwirtschaftsgesetz - § 4 - hat die Bun
desregierung am Beginn eines jeden Jahres durch den 
Herrn Landwirtschaftsminister einen Bericht über die 
Lage der Landwirtschaft des Bundesgebietes zu erstat
ten. Er hat dem Bundestag und Bundesrat seine Vor
schlüge über die Maßnahmen zu machen, die die Bun
desregierung dem Bundestag und Bundesrat vorschla
gen will, zugunsten der deutschen Landwirtschaft. D~s 
ist der Grüne Bericht, der erstattet werden muß. Die 
Maßnahmen finden sich in dem Grünen Plan. 

In der Einleitung des Grünen Planes für das Jahr 1957 
steht als Zweckbestimmung wörtlich: 

Der Grüne Plan verfolgt den be:;on deren Zweck, die 
Lnndwi r tscha!t, vor allem die bäuerlichen Familien
wirt;;d1aftc11, so schnell wie möglich an den Stand 
der allgemeinen Wirtschaft heranzubringen. 

Das heißt, die Disparität, der Unterertrag dieser Be
trii.?be, soll durch die Hilfe über und aus dem Grünen 
Plan beseitigt werden. 
Wenn man nun den Grünen Plan näher ansieht, kann 
man drei Agrargebiete herauskristallisieren, auf denen 
er sich bC1Sondcrs auswirken soll. Es ist eimnal die Ver
besserung der Agra.rsiruktur. Hier hat man im Laufe 
des letzten Jahres auch in Fachkrc~sen außero11d.entl'ich 
heftige D1:baltcn darüber h ören können, ob d '.e Ver
bt."1S'Serung der Ag·ra.rstruktur der deutschen Landwirt
schaft du~ Mittel Nr. l sein soll, das giix? i·gnet ist, un
sere cic'ui~c:he Landwirtschaft .für den Europäischen 
Markt fil und damit konkurrenzfähig zu machen. Die 
Frage der ko~tendcckcnden Preise 1.st .z:u einem Schlag
wort nicht zuletz t de·r Fachorg,a111isat!on-en und ihrer 
Präsidenten gc~worocn. Es hat sehr oft den Anschein 
erweckt - auch in den Tagun~n der Fachorganma
tionen -, als ob dioe Forderung, kostendeckende PreiS'e 
für die Landwir tschaft zu S<:haffon, das Mittel Nr. 1 

wäre, die deutsche Landwirtschaft für den Euro
päischen Markt konkurrenzfähig zu machen. Wir, die 
wir die Wirtschaftspolitik in etwa verfolgt haben, wis
sen alle, daß das ein sehr gefährliches Mittel ist. Selbst
verständlich soll für die Arbeit ein gerechter P reis be
zahlt werden, aber das hat ja noch Wirkungen auf die 
Preise und Löhne, und das muß sehr genau geprU!t 
werden. Ich glaube, in diesem Hause kann festgestellt 
werden, daß gerade für das Land Rheinland-Pfalz die 
Verbesserung der Agrarstruktur - auch unter Berück
sichtigung der Wirkungen des Europäischen Marktes 
und der Wirtschaftsgemeinschaft - das Mittel Nr. 1 
sein soll, um unsere Landwirtschaft konkurrenzfähig 
zu machen. 
Ich möchte unsere Große Anfrage so verstanden w is
sen: Was wurde hinsichtlich der Verbessenmg der 
Agrarstruktur über den Grünen Plan in unserem 
Landesgebiet getan und welche Beträge sind hier von 
der Bundesseite gekommen. Ich gebe mich natürlich 
nicht den Erwartungen hin, die Herr Ministerialdirek

, tor Hartmann im Jahre 1956 hier geäußert hat und die 
auch !n der Presse zum Ausdruck gekommen slnd , daß 
nämlich 40 bis 50 Millionen DM au! uns zukämen. Es 
sind weniger geworden, meine Damen und Hcnen, aber 
wir sind auch für diesen Betrag dankbar, und zwar 
unter Beachtung all der Dinge h insichtlich der Landes
mittel. Wir wollen einmal sehen, wie die Zahlen 1956/57 
aussehen, Herr Minis ter, und zwar in dem Augenblick, 
wo man sich in Bonn Gedanken darüber macht, wie 
der neue Grüne Plan für das Jahr 1958 ausgestattet 
werden soll. 
Das zweite Gebiet ist das Gebiet der Verbesscl'Ung der 
Ertragslage. Hier handelt es sich um ein Kardinal
problem. Wir wollen einmal an den Zahlen sehen, wie 
sich diese~ Problem auf unser Land ausgewirkt hat. 
Das dritte Gebiet ist die Verbesserung der Arbeits- und 
Sozialverhältnisse auf dem Lande. Hierbei handelt es 
sich um ein Schlüsselproblem der sogenannten Land
ftucht. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß mit der 

· soziale n Aufrüstung des Dorfes auch in unserem Lande 
begonnen oder weiter !ortgefahnm und Mittel des 
Grünen Planes dafür aktiviert werden sollten. Leider 
sind hier die Zahlen sehr bescheiden. Ich werde noch 
darauf kommen. Es sind nur 20 Millionen DM Bundes
mittel für Landarbeiterwohnungen im Grünen Plan 
enthalten. Die Alterssicherung der Landwirte ist zwar 
e.rv.·ähnt, aber es sind dafür kE>ine Mittel ausgt>\vorfen, 
weil man noch nicht klar darüber war, wie sich der 
Bund über den Grünen Plan daran beteiligen wird. Der 
Paritätsausschuß hatte wohl 6i Millionen .DM für d ie 
Alterssichel'Ung in der deutsc:hen Landwirtschaft vor
gesehen, aber der tüchtige, jetzt nicht mehr amtierende 
Bundesfinanzministe r Schäffer hat diese 67 Millionen 
DM zu Fall gebracht. Es i:;t a lso nul' bei der Erwäh
nung dieser Angelegenheit geblieben. 
Um nun die Größenordnung dieser Gebiete umreißen 
zu können, ist es notwendig, darauf hinzuweisen, daß 
im Jahre 1956 für die Verbesse1·ung der Agrarstruktur 
im GrUnen Plan 240 Millionen DM a usgeworfen wur
den. Wir wollen nun an dem Bericht des Herrn Land
wirtschaftsministers se hen, wie s ich das au! unser 
Land ausgewirkt hat. 1957 waren es 380 Millionen DM, 
die über den Grünen P lan in die Länder geflossen sind. 
Auch hier möchten wir einmal den Anteil unseres 
Landes sehen. Zur Verbesserung der Et"tl'agslage wa
ren, wie es im Grüne n Plan heißt, für die rationellere 
Gestaltung der Erzeugung im Jahre 1956247 MihlioncnDM 
und im Jahre 1957 290 Millionen DM ausgeworf<.>n; für 
Qualitätsverbesserung in der landwirtst:lwftlichen Er
r:eugung waren es in diesem Jahr, untct· H inzuziehung 
der 400 Millionen DM für die Milchpreisc!'höhung, 770 
Millionen DM gegen 300 MiHioncm DM im Jahre 1956. 
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fo Prgibt sieh also hier das Bild, daß der Grüne Plan 
im -f>1hr<? rn!i~ im Bundesgebiet einen Betrag von 890 
Milli"n"'n DM in die Landwirtsc:ha!t geleitet hat, zu
zügli<'h dt>r Mittel der Länder, die ja bi.s zu einem gc
wi~;,;t\l\ Grade auf ver.-chiedenen Gebieten als Junktim 
c1 I(' nundPsmittel ~alisiert haben. Auch hier wollen 
w:r wbH•n, inwlew1::it Landesmittel bct·citgeste!Jt wur
den. Tm .J;:ihrP. 1957 waren es rund 1200 Millionen 
HIV!, dito üher den Grünen P lan in die deut.scht! Land
._,_.,, tsd1<1fl ~"leitet wurden. Unsere Große Anfrage, die 
id1 11id1t ;.illf'in formuliert habe, geht ja von die::;er 
!·"-•·-\.-1 ... 11un1r aus. Alle Menschen, die mit der Land
wirbd1df~ 7H tun h<lben und von diesen Zahlen hören, 
~ind <!PT' Mf'inung, daß man einmal die MiUionenbe
triigv f<•sh;tellen müsse, die hier aus öffentlichen Gel
<\r.•r n k>'f lo'>,~Pn !\ind. Diese Io'rage - deren Beantwortung 
<>Hd1 <km f,aien verntändltch sein muß - i;cheint uns 
<htrdHH>" hcrPehtiJ.(t zu sein. 

< Ahi.\. Hachenberg: Herr Kollege .J:lcekcnbuo..:h ! 
Sind das amtliche Zahlen'!) 

Dns ~!nrl llmtliche Zahlen. Es gibt noch einige Re1nd
~·;1hlPn, die rlf>r Herr Minil;te1· trgänzen wird. Zur Kon
">lirlwrnnl<( cler Bauernwirtschaften und zu finanzpoli
: L~•·hPn Maßnahmen sind nocil 20 Millionen DM im 
Grün"n. Plan enthalten gewesen. Dazu sind noch die 
:c:i MillionC'n DM gekommen, die aus dem Grünen 
Plan 1 $156 übrip; geblieben sind, weil damals keine Ba nk 
Jan~l'rist.ige Gelder für die Landwirtschaft gab, so daß 
:lfso die Zinsverllilligungsmittcl nicht in Anspruch ge
nommen werden konnten. Bs handelt :;ich um einige 
Dut/.('lld Millionen, Herr Kollege Hachenbcrg, die !JtÜ 
dP!' c;.p;;amtsumme nid1t sehr ins Gewicht fallen, die 
;1ber immerhin vorhanden sinrl. 

< Ahg. Matthes: Der Herr Kollege Be~enbad1 
i~t groUlügig!} 

- .la k•lar! Wt"l1n man sich auf de·r Burn:resebcnel>ewegt, 
kommt es auf einige Millionen nicht an, aber es kommt 
;iuf rl 1e Tausende an, die in die einzelnen Betriebe ge
tln"'"n ;:in(i. Das interessie1·t uns. 
kh "' 1gtP. ~chon, wir wollen einmal hören, in wekh~t· 
Wei~~ :-i<'11 der Grüne Plan fLir das Lund Rheinland
Pfal7. realil'iert hat, und zwar um i;o mepr, als wir dar
:iu~ l'l'kennen wollen, wie wit· um als politisch tätige 
MPn-<('hcn bei der Frage verhalten sollen: Wie soll der 
n•·Ue Grüne Plan !ü1· das Jahr 195~ aussehen; denn 
m1d1 der a!!f{emeinen FestStellung der Wil'tscha!ts
cxpP.rten und Wirtschaftsinstitute hat sich die Dispari
tfü rler deutschen Landwirti;cl1afl nicht verringert, weil 
rlir> Wirkung dieser Riesenbeträge zu einem großen 
TPil durch clie Aufwärtsentwicklung der Preise und 
l ,iil111~ \vieder illusorisch gemacht wurde. Das ist eigent
lich der Kernpunkt der Fruge, die wir hier zu stellen 
h<lb(;'n: Kann überhaupt e1u{ cliesem Weg der Subvcn-
1!on..,n in einem solch großen Ausmaß einei· Wirtscharts
~nippe geholfen werden, wenn die allgemeine Wil'L
:--ch:-if1.i<f>nlwkk!1.mg l'O nach oben tendiert wie in den 
hl'iden IPb:ten Jahren. Das i::;t eine sehr heikle und 
b<'rl<'nkliche F1·age; sie mub c;.bcr um so mehr gestellt 
werden, weil jetzt noch hinzukommen die Wirkungen 
rlf'~ nPmPin~:-tmt>n Marktes, der Wirtschafl;;gf!mein
~c·h<tfl: denn der Vertrag uud die ge:;;etz.lichen Bestim
mLm~en sagen ja, daß die ncwiköpfige Kommission der 
Wirtsch<lfl.,:~emeinschaft - die eigentlich der Landwirt
~ch<iftsminiF.Leraus::;cl1uß dief:ler kleinen europil.isdieu 
Inf'titution sein ~oll - nach dem Ablauf von zwei Jah
n:tl ~chon Vo1·schJäge unterbreiten soll über die Schaf- . 
fung >!ine1· gemeinsamen Agrarpolitik der sechs Liin
rl.-r rtiei-:<'r Wil'tsdla!tse;emeinschaft. Bis 1960 sollen also 
~d10n !{emcin11ame Agrarwir l~chaflst'lditlinien gesch;;,f
fon werden. Hier taud1t die Frage auf: Wie wird die 
deut~chP l.11nrlwirt:;chaft in d iesen gemeinsamen Richt
lini ... n unter Zugrundelegung der vorhandenen Han-

.. 

dels-, Abi;atz- und E:nfuhr-Bedingungen berücksich
tigt, welche Funktion oder welchen Werl wipi .<;ie dort 
haben, und welche öffentlichen Mittel müssen bis dahin 
noch eingesetzt werden, um den Stand der dcutsdien 
Landwirtschaft herbeizuführen, der für eine gewisse 
Konkurrenzfähigkeit notwendig is t'! 
Man kann wohl, Herr Minister, die ganze. Materie -
was unser Lnnd betrifft - in drei Fra)!en aufteilen: 
Welche Betr:lge der nach dem Land Rheinland-Pfalz 
~efiossenen Dundcsmittel sind in die e inzelne n Gebiete 
des Landes mit seinen verschiedenen Bebauungs- und 
B~!.riebsverhältnissen gekommen. Es ist hier, w prüfen, 
in welchen Gemeinden und Gebieten sind sie r ichtig 
angekommen und welche M ittel , die für die Verbesse
rung der Agrarstruktur angesetzt sind, haben sich bei 
un!l im Lande filr die r'uttcrbetl'iebe und für di.e Ge
treide- und Hackfruchtbetriebe usw. am besten ausge-
wirk't'„ Wi.r ·ha.bcn ja mehrere Betn-iebstypcn. die in ihrer 
Parität oder.Dispaiit'.Ji.t ~hr ver1&1:1l iooen sind~ Wir hilben 
in dier Aufstellung des Grünen Berichtes ~ehen, daß 
di~ kleinen Futtermiltelbeotriebe noch zurücl<. s~nd. Es 
witid alsu H.u: >lms i-nliel'essant ·i;.e-in, zu crfahr~n, wi~ .;;.il:h 
diese Mi ttel in den ein'Ziclnen Gt!biden dt!s L andes und 
de.n eLn:zelnen Hc-Lrioosal•ten ausgewirkt halJicn. 
zweitens wäre es für uns und das Hohe , Haus sehr 
interessant zu wissen, ob .die 5 MiHi<>nlC'Il Jj)M, dde im 
L«ndwirtscha!tsetat unter 02i3UU als Landes \eistung für 
dClß Grüpcn :Plan angesetzt sind, ausrckhen, um diP. 
Bunde.i;mittel zu realisieren, und wenn ni~·ht, weld1e 
sonstigen Etatbelri.ige noch für Zwecke des Grünen 
Planes verwendet wurden. Bei der Etatbeqliung hatte 
ich gewünscht - es ist aber nicht ganz so hingekom
men - , die Mittel des Grünen Planes getrennt in einem 
Sonderhaushalt aufzuführen, wie es andere Länder 
auch tun, damit k lar zu ersehen ist, welche: S iedlungs
und Stnikt.LirmaßnAhmen aus Mitteln des Landes nach 
der alten Art der Etatgestaltung geleistet werden und 
welc.:he zu!lätzlichen Lei<ltungen durch die Aktivierung 
und die Mittel des Grünen Plane:; im L a hde Rhein
land-Pfalz möglich geworden sind. Auf diese Weis-e 
wollten wit· die Aktivierung des Grünen l?lanes auch 
nach kaufmännischen Gesicht~punkten festgelegt sehen. 
Es ist das natürlich haushaltsmäßig gar nichi sehr leicht, 
weil seitherige Landesmittel mit den Mitteln des Grü
nen Planes gemeinsam für eine Sache ve1·wendet wur
den und eine x·einliche Scheidung an sich 

1
nicht leicht 

möglich ist. Aber es würde uns interessie:ren, well:he 
Mittel außer den 5 Mlllionen DM verwendet worden 
sind, um die Bundesmil.l„l des Grünen Planes zu rea-
lisieren. ' 
Und dann die K ardinalfrage, Herr Minis~ct·: Welche 
Gesamtsumme an Bundesmitteln ist in den ~ahr·en 1956 
und 1957 in das Land Rheinland-Pfalz get!lossen? Das 
werden Sie ja ganz genau Willsen; denn das ist am 
ieiclltesten nachzuweisen und fcstzustellE>n. Aber wir 
hätten gern auch in den Detailfragl:'n, Herr Minister, 
eine entsprechende Auskunft, und wir danken Ihnen 
jetzt schon für die Mühewaltung, die Sie siu1 angedei
hen ließen, unsere Große Anfrage jetzt schon h ier r.u 
beantworten. 

(Heiterkeit im Hause und Oh!-Oh!~'Rufe 
bei der CDU.) 

Al;<oo wir stnri sogar ber eit, Vorschußlorbeeren zu geben. 
(Erneut Heiterkeit im Hau"~ und 

Beifall bei der SPD.) 

Pr!isfdent Wolters: 
Die Beantwortung der Großen Anfrage erfolgt durch 
Herrn Minister Stübinger. 
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Landwirtschaftsminister Stübinger: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir sind gerne bereit, Herr Kollege Becken
bach, die Große Anfrage, die Sie hier angeregt haben, 
zu beantworten; ich hätte nur die eine Bitte - es ist ja 
bestimmt nicht die letzte Große Anfrage, die Sie mir 
und der Landesregierung stellen -, daß Sie vielleicht 
da.s nädiste Mal bereits in der Großen Anfrage die 
Ft·agc, die S~e hier bcantwot·tct haben wollen und eile 
sich in el'ster Linie darauf bezieht, in welche Gebiete 
speziell die Mittel des Grünen Planes im Rahmen un
i>ercs Landl'S gicflos:.'t'n. sind, bekannt.g€1ben, damit wür 
uns auch diarau! etJwas einstellen können. 

(Abg. Bc<:kenbach: Wir nehmen die Antwort gern 
ouch in einem Ausschuß entgegen, wenn sie detail
liert gegeben wird! - Heiterkeit bei der CDU.) 

- Wir stehen selbstverständlich gern zm· Verfügung, 
Hcn Kollege Beckenbach. 

Mein<' seht• verehrten Damen und Herren! Der erste 
Grüne Bericht und der damit gleichzeitig verbundene 
Grüne Plnn wurden von der Bundesregierung im Fe
bruar <ks Jahres 1956 erstmalig dem Deutschen Bun
desrnl vorgelegt. Wie Herr Kollege Beckenbach schon 
in seiner Be~ründung dargelegt hat, müssen wir also 
zunt\ch~t bei dem ganzen Problem unterscheiden zwi
schen dem Grünen Bericht und dem Grünen Plan. Der 
Grüne Bericht wird alljährlich vorgelegt und bildet 
prakfüd1 die Unterlage für die Durchführung des Grü- · 
ncn Planes des kommenden Wit'tsd1aftsjahres. Die 
Mehrwhl der Maßnahmen konnte also erst, nachdem 
erst im Frühjahr 1956 die Dinge vorgelegt wurden, 
nnch der Verabschiedung des Grünen Planes und nach 
umfangreichen Vorbereitungen im Spätsommer und im 
Herbsl des Jahres 1956, also, wenn wir überlegen, vor 
etwa rund einem Jahre, anlaufen. Die Mittel des Grü
nen Planes des Jahres 1956, deren Einsatz nun auch 
wieder nic:ht endgültig mit dem Ablauf des Stid1,iah-
1·es 1956 aufhört, sondern die ganz selbstverständlich 
uuch noch in das Wktschaftsjahr 1057 hineinlaufen, 
sind indessen - das können wir heute ganz klar sagen-, 
was den Ablauf des Jahres 1956 anbelangt, nicht nur 
verplanl, so!lid.e-rn e!!ekluierl. Das i:st ills.o der erst-c 
Gl'Ün(' Plan. 

Dl'r :t.wcite Grüne Plan ist erst im Frühjahr 1957 ver
kündet worden, ist dann anschließend sofort angelaufen 
und befindet sich im Augenblick in einer zügigen Durch
führung der geplanten Maßnahmen. Gegenwärtig ist 
<liso der geeignete Zeitpunkt zweifellos gegeben, Rück
schau 7.U halten auf die abgeschlossenen Maßnahmen 
dC's Jahres 1956, zweitens auf den Fortschritt und die 
I<iu!cn<lrn Maßnaihmen ~Jahres 1957 und drittens, daß 
wir uns viell'C'icht auch heute schon da.rüber Gedanken 
macht•n, was wir vom Grümm Plan 1958 speziell für 
urusor Land zu erwarten haben. Urnd so darf ich Ihnen 
gern best.ü~~m, Herr Kollege Beckenbach, daß ich Ihnen 
in di.cs.cm Fa!!e tatsächl'!c..l-i dankba:r bin, daß Si'C diese 
Große An!rage heute gestellt haben, und daß Sie ntilr 
damit di<' Möglichkeil geben, eirunal vor dem Plenum 
des Landtages eine au'Sführliche BeI'icht"Corstaltung über 
dieses Problem des Grünen Berichtes und des Grünen 
Plane-:; zu ~ben, insbesondere unter der klaren Ziel
richtun~, wie di.csc Maßnahme sich spezieH in. unserem 
La·nd.e ausgewirkt hat. 

Bekanntlich verfolgt der Grüne Plan das in § 1 des 
Landwirti:;chaib;gesetzes vom 5. September 1955 gesetzte 
Ziel - das auch in erster Linie klar aus der Anfrage 
der SPD het·vorgeht -, mit den Mitteln der allgemeinen 
Wirti<d1u!ts- und Agrarpolitik die Landwirtschaft in 
den Stand zu setzen, die für sie bestehenden natur-

bedingten und wirtschartlichen Nachteile gegenüber 
anderen Wirtochaft:szweigen auszugleic.:hen, bzw. ihre 
eigene Produktivität zu steigern. Entsprechend den 
bekannten Ursachen der schlechten Ertragslage in der 
Landwirtschaft sind im wesentlichen zwei Wege be
schritten worden, um dieses Ziel zu erreichen: 

1. durch langfristige Maßnahmen die Agrarstruktur 
und die landeskulturellen Voraussetzungen nachhal
tig zu verbessern und damit gleichzeitig die land
wirtschaftlichen Arbeits- und Lebensverhältnisse 
günstiger· zu gestalten und 

2. durch ergänzende Maßnahmen möglichst kurzfristig 
die gegenwärtigen Erzeugungsgrundlagen rationeller 
zu gestalten, wobei auch die Förderung von Qualität 
und Absatz landv.'irts{.;.11a!tH~l-ier Erzeugnisse neben 
der verstärkten Forschung, der verslä1·ktcn B(!ratung 
un:d der verstä1·ktcn Aufklärung ein ganz besonderes 

Anliegen des Grünen Planes darstellt. 

Ergänzend zu diesen zwei großen Säulen sind eine 
ganze Reihe von l<:redit- und steuerpolitischen Maß
nahmen vorgesehen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! kh hube 
schon eingangs betont, nachdem de fado nicht viel 
mehr als ein Jahr seit dem eigentlichen Wirksamwcr
den der ersten Maßnahmen des Grünen Planes verstri
chen ist, wäre es verfrüht, heute schon abschließende 
- ich betone ausdrücklich: ubschließende - Erfolge zu 
erwarten. Hierzu sind die Ursachen der gegenwärtig 
schlechten Ertragslage der Landwirtsdiaft viel zu dif
ferenziert, und gerade die Verhältnisse unseres Landes 
zeigen die besonders schwierige Problemutik, die allein 
schon in der ungünstigen Betriebsstruktur liegt. Wir 
haben ruimlich neben dem Land Ba<lcm-Württcmbcrg 
hier in Rheinland- Pfalz - sogar noch sllirkcr als in Ba
den-Württemberg - die ausgesproch!'n sch!~'it~te Be
triebsstruktur im ganzen deui:H.:hcn Bun·d1..•sgcbiet. Und 
e~ne mehr als hundc1'ijährige Entwicklung kann im Er
gebnis, auch beidem b1..-sten Wollen undKünn('n, nldlL so 
kurzfristig aufgehoben und entsclieidend in neue Bah
nen gelenkt werden. Es wäre also eine Illusion, zu 
fordern. daß es bereits heute schon gelingen kann und 
muß, die Erti:agsunterschiede zu der übrigen Wirtsd1uft 
vollkommen auszugleichen. Selbst wenn hiel'!ür a us
reichend Subventionen verfügbar gemucht werden 
könnten, bedeutete dies nur die Vorwegnahme eines 
Ergebnisses, das in jedt>m Fall durch Einsatz allur Be
teiligten in vielen Jahren erst erarbeitet und erworben 
werden muß. Die Subventionen - und hier gehe ich 
weitestgehend mit den Äußerungen des Herrn Kolle
gen Beckenbach in seiner Begründung einig - haben im 
übrigen die leicht verständliche Wirkung, daß sie mehr 
zur Verbesserung der augenblicklichen pt>rsönlichen 
Lebensverhältnisse, als zur nachhalLlgen Hebung der 
Produktion beitragen. Sie sind also - auch meines Er
achtens, Herr Kollege Beckenbach - kein geeignetes 
Mittel, die anstehenden Prnbleme auf die Dauer zu 
verbessern wid sind somit nu1· im äußersten Notfall 
und immer nur als befristete Obergangsmaßnahmen 
einzusetzen. 

Kann somit gegenwärtig vernünftigerweise noch keine 
endgültige Lösung der Agrarprobleme erwartet wer
den, so ist doch festzustellen - und das werden meim 
Ausführungen zu beweisen haben -, daß seit Anlaufen 
der Maßnahmen des Grünen Planes auf fast allen Ge
bieten sehr erfreuliche Fortschritte verzeichnet werden 
können, so daß dank der eingeleiteten Maßnahmen des 
Grünen Planes bereits äußerst wirksl\me und skhtbare 
Verbesserungen der Struktur- und der Agrarvoraus
setzungen für uns vorliegen, auch heute schon, insbe
sondere, wenn wir es auf Grund der, wie ich S(lgte, 
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lwgonnone n M11 ßnahmE>n nat'h einem Jahre als den 
st,•rt und den Anfang eines weitgezielten Programmes 
betr:tchten. 

J•:s i~ t wertvoll, W<'nn ich 7.Um besseren Verständnis 
dn Gl·~amt.„ituation Rückschau halte und dabei die 
mliglid1e Gesamtforderung der Landwirtschaft er
wiihne. Herr KolJe.e;e Beckenbach, ich möchte in mei
nem Gener albericht auch ein wenig auf das Jahr 1955 
7t1rür.kblenden, d amit wir mit dem Jahre 1956, d . h. 
mit dem Anlaufen des ersten Grünen Planes, einen 
effektivPn e rs l.en Ve rgleich haben, auch in den Zahlen, 
„,u <'in<:-in ~:t;itj ahr, in dem der Grüne Plan noch nicht 
v<:di;.;nden w;,ir. Im Haushalt~jahr 1955 - also ich be-
1 on ... nom Pinm1a l: vor dem Anlnuren d<"S Grünien Pla-
11t',; - ••rrlielt die LandwirL<>rha!t in Rheinland-Pfalz 
<1t1s den ver:::c:h iecle nf." n f<ein~rzeit laufenden 1',örderungs
akti<>n<"n, .!'Owohl aw; Bund.es- als auch aus Landiesmit-
1.L'·ln, :;.chJ:H r.ung,~weire rimd 15 Millionen DM Zusch~ 
und 60 Mi'Hioncn DM Da rlehen. Insgesamt standen se t-
111·1·:1.••i t. 11lso rnn<l 75 Millionen DM - gegenüber 45 Mil
li on~Tl> DM im Vorjahre - zur Verfügung. Es ist also 
;weh vom .fahre 1954 auf das Jahr 1955 bereits eine 
weH·nllil'hi> .S t iPi~rimg der Förderungsmaßnahmen• -
sowohl von rlf'T Runides- a'1s auch von der Landesebe:tlie -
k~tzu:'iellen. 

Und hier müssen w ir e in Moment berücksichtigen, das 
.-kh a uch für di-e weitere Erstattung meines heu-
1 ;gf'tJ G rü n<>n Rer ichts w ie ein roter Faden immer wie
ckr dun·h rlen Bericht. hindurchzieht. Es ist die Frage, 
rfa l.~ au<'h vor dem .Jahre 195() bereits durch die Bun
dt':>rei;ienmg. insbesondere durch den Bundesernäh
rung~mini~IP1·, damals der sogenannte Lübke-Plan an
gel<iuft>n war, der sich mit einer Reihe von Problemen 
<1uch ~dlOn in den Jahren 1954 und 1955 beschäftigte, 
die <lann im Grürn>n Plan 195H und 1957 - nratJilr.IJi.ch 
„,_..., (,ntlicb venqtärkt - du,rchge führt woroen 1siind. 

!.o:·h rnüd1te <t lRO ftagen, auch d as Ergebnis 1955 \Ya 1· nur 
miig lich. wPil sPinc>rzeit bet'eits <:ias sogenannte Lübke
Progn11nm an~claufen w a r , d as Kreditmitt.el im Be
tn1~e von rund 33 Millionen DM für unser Land bere its 
ill1 .Jahre 19!i5 verfügbar gemacht hat. 
Nun 7.U dem ersten J ahr des Ablaufens des Grünen 
Plane,, de m .Jahr 1956. Der Grüne Plan 1956 brachte 
1•ilw „ehr wP~entli<:he Verstärkung dieser Förderun2s
m>1f.!n~hmrn . BPi den Maßnahmen ohne Landeskontin
g1.:nt. die a uch ohne Beteiligung des Landes durchzu
!ühr~n wi1r~n. erhie lt die Landwirtschaft von Rhein
land- Pfalz einschließlich der Dieselkraftstoffverbilli-
14ung und Umsatzsteuerbefreiung schätzungsweise 34,6 
Million1?n nM an Zuschiiss~n und 2,9 Millionen DM an 
Krcditt>n. kh betone ausdrücklich um dei- Klarheit wil
lr•n noch 1?.inma 1, das ·sind nur die Maßnahmen, die 
nhn~ Rinr.hmg <lP.t' Landesmittel durch.geführt v.mrden. 
.J "'tzt kommt die zweite Gruppe, nämlieh die MaUnah
men, bei denen dem Lande besondere Kontingente zu
gcwi e;;en wurd en. Es entfiel auf Rheinland-Pfalz ein 
Anteil von 9 ,1 Millionen DM Zuschüsse und 6,7 Millio
nen DM Kredite. Zur Verstärkung dieser Maßnahmen 
wurd P.n au~ L.indesmifü~ln 1956 rund 5,4 Millione n DM 
Z 11~d1(1 :<:-;e und 2,1 Millionen DM Darlehen eingesetzt, 
'" ctali dPr L;indwir tschaft des Landes aus Mitteln d es 
l:rütw n Planes 1956 insgesamt 61 Millionen DM Dar
lehen und KrP.d.ite zur Verfügung sta nden. Nach dem 
~"~w1 1 wii1 · t i~~n St-Rnrl konnt~>n ledigli<:'h 2 v. H. der vcr-
1ii_'!,l;i >1 r t>n }'i)rderung~mi ttel n icht eingesetzt werden. 
H1c>11lt:' i handt-lt es s ich ausschließlich um Ausgaben 
für Pe rsona l&Ufwend ungcn der W4TtfirnaftMP.ra tung, 
die für ein J ahr veranschlagt waren, aber infolge des 
;'.piiten Anlaufens des Planes 1956 nur zum Teil in An
:-;pruch genomme n w erden konnten. 
kh komme nun zu der zweit•,m Hälfte des Jahres 1956 

in~ auf die Förderung, und zwar zu d~r Föroo
rlill& ~ Landwirtschaft außerhalb d{!S Grün:en Planes 
im IfäushaitsJahr 1956. Bei dieser Föt·derung außerhalb 
des Grünen Planes fließen wiederum zwei Ströme zu
sammen, und zwar von der Bundesseit.e und von der 
Landesseite, die sich schätzungswe l!'e auf 75,.5 Millio
nen DM Zuschüsse tmd zlnsverbilligte Darlehen belaufen, 
so daß die GesamUörderung einschließlich ~er Mittel 
des Grünen Planes im Haushaltsjahr 1956 m ehr als 130 
Millionen DM, also 55 Millionen DM m ehr be trägt als 
im Vorjahr. Das bedeu.tet also :r.usammcnCa1>s~nd, wenn 
ii.:h rückschauend au! das Jah1· 1955 - wie ich bereits 
sagte - einen Vergleich ziehe, daß uns das Jahr 1956 
mit Grünem Plan etwa ein Volumen mehr gebracht 
h a t, das bei run.d 50 v. H. lic>gt gegcniiber de r Mittel, 
die uns im Normaljahr 1955 zur Verfügung s tanden. 

(Abg. Matthes; Sehr interessa nt!) , 

Die Zuwendungen für die Landwirtschaft ha ben s ich 
nun im Haushaltsjahr 1957 dank der namhaften Auf
~tockung des Grünen Planf'!'! crhebli rh e rhiih t. Wi<' 
Ihnen, meine sehr verehrten D;;imP.n Hnd Hefren, wohl 
b ekannt SP.in dürfte, betrugen - in groben 7tahlen ge
sehen - die gesamten Fördenmgsmaßnahm~r\ df."S Pla
nes 1956 für die ganze Bunde srepublik rund :(Milliarde 
DM und für den Grünen Plan 1957 rund 1,5 fJiilliarden 
DM. Die Landwirtschaft von Rheinland-Pfalz. kann aus 
Mitteln des Grünen Planes 1957, soweit wir' es heute 
schon ziemlich klar überblicken könne n, mit 87,7 Mil
lionen DM Zuschüssen und mit 20,2 Millfönen DM 
Darlehen aus Bundes- und Landesmitti:>ln rechnen, wo
bei ich nochmals betonen möchte, daß ich Ihnen heute 
darüber noch keinen abschließenden Bericht geben 
kann, denn das Wirtschaftsjahr 195-7 ist ja ers t zu drei 
Viertel abgelaufen. Hiervon entfallen auf lien Bund 
74,2 Mi.llionen DM Zuschüsse und 19,6 Millionen DM 
K1:edite, auf das Land 13,5 Millionen DM !Zuschüsse 
und 0,6 Millionen DM Kredite. Von den L andesleistun
gen ist ein Betrag von 7,7 Millionen DM zur'Erfüllung 
von Dotations;<iufgabPn erfordet'lich. Der Restbekag 
von 5,8 Millionen DM stellt eine freiwillige Leistung 
des L andes dar. , 

(Abg. Schmidt: Haben Sie die schon'! ) 
1 

- Die. werd11n wi.r bekommen, Herr KollegEj Schmidt. 
leb .habe die Zahlen etwa so genannt, wie I~ fest da 
mit rechnen kann, dieses Programm im Rahmen unse
rer Haushaltsführung für das Wirtscha ftsjahr 1957 
durchführen zu können. 
Die Förderung außerhalb des Grünen Planes ist im 
Haushalts.Jahr 1957 ebenfalls verstärkt worden und 
wird sich schä tzungsweise auf 103 Mlllione n DM Zu
schüsse und Darlehen belaufen, so daß die gesamte 
Förderung der Landwirtschaft einschließlich des Grü
nen Planes im Haushaltsjahr 1957 für Rheinland-Pfalz 
vorawu::tchtlich 210 Millionen DM, ::1IR0 wiederum rund 
60 Millionen DM mehr als im Vorjahr, b eträgt. 
Wir können also endgliltig zusammenfassend' folgendes 
fests~ellen.: Wir haben Ubcr den Grünen Plaq 1956 eine 
50proze'ntige· Steige.runJ' der Ffüderungsmaßnahmen 

. gegenüber 1955, und wir haben 1957 eine erneute 50-
prnr,f'ntige Steigerung von 80 Millionen DM gegenüber 
dem Ablauf des Grünen Planes für 1956 zu verzeich
nen. Wenn im diese Zahlen vor m ir sehe und sie 
überlege, so muß ich aoch sagen, die Lan~wirtschaft 
lhätbe in den: vergangenen Jahren mit Zuwendungen in 
diesem Umfang niemals redmen könn'?n. Es da rf d aher 
als ein besonderer Er folg der Agrarpolitik bezeichnet 
werden, daß es gelungen ist, nicht nur durch die Ver
abschiedung des LandwirtschaCtsge~eties eine Grund
lage filr die nachhaltige Förderung der L andwirtschaft 
zu schaffen, sondern auch durch laufende Bet'icht
ienstattrung über d!ie Ertragslage, u nd durch d·ie Auf-
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stellung von Plänen diese Förderung nachhaltig und 
zweckmäßig zu gestalten, 

(Abg. Matthes: Bravo!) 

Dieser große Et•!olg der Agrarpolitik verdient zweifel
los besondere Anerkennung. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Es liegt auf der Hand, daß diese bedeutenden Aufwen
dungen nicht ohne nachhaltige Wirkung an der Land
wirtschaft auch unseres Landes vorübergegangen sind . . 
kh möchte an d ieser Stelle nicht versäumen, den zahl
reichen Landwirten und Winzern, die freiwillig lau
fend Aufzeichnungen für d ie Zwecke des Landwirt
scha(tsgesetzes machten, meinen besonderen Dank aus
zusprechen. Sie haben es erst auf Grund der gesetz
lichen Vorsc..'lriften ermöglicht - und Sie werden sich 
entsi nnen können, daß ich in diesem Hause des öfteren 
diese Aufrufe an diese freiwill igen Mitarbeiter habe 
hinausgehen lassen -, daß das Bundesernährungsmini
sterium mit Hilfe dieser vielseitigen Unterlagen die 
Basis sch1;1fien konnte für die Ertragslage, um über
haupt einen Grünen Bericht zus tande zu bringen. Mein 
Dank gilt deshalb auch den Buchstellen und Landwir t
schaftska mmern, die diese Betriebe betreuen und die 
die Buchführungsergebnisse nach sorgfältiger Prüfung 
auswerten. Stellen Sie sich allein einmal die Zahlen 
vor, meine Damen und Her-1~n! Es sind geg.enwärtig 
864 landwirtschaftliche Betriebe, die dafür die Unter
lagen geliefo1·t haben; da zu kommen noch 130 Wein
baubetriebe und 55 Gartenbaubetriebe. Es sind also 
insgesamt mehr als 1000 Betriebe, die Bücher für den 
Grünen Plan führen, und davon sind 80 v. H . solche 
Betriebe die bisher keine Buchführung hatten, son
dern die' hierbei zum ersten Mal genaue Aufzeichnun
gen über ihre Betriebsführung - es handelt sich dabei 
meist um Klein- und Kleinstbetriebe - festgelegt ha
ben. 
kh habe es m ir sehr angelegen sein lassen, daß durch 
intensive Förderung der Buchführungsstatistik mög
lichst i.ahlrciche Angaben nichtbuchführungsp!llchtigei· 
Betriebe dem Bundesernährnngsministerium speziell 
aus unserem Lande zur Verfügung gestellt worden 
:;ind, und ich sage Ihnen ga.nz ehdich, mit dem Hinter
gedanken: Es wird mir ge lingen, auf diese Welse dem 
Bundcsernährunogsministcrium klarzumachen, daß wir 
:<pcziell in unserem Lande bei der äußerst kritischen 
und ~chwierigen Agra rstruktur in einem höheren Aus
maße dazu berufen sind, im Rahmen des Grünen Pla
nes Berücksichtigung zu finden gegenüber den anderen 
deutschen Bundesländern, in denen die Agrarstruktur 
<'in ganz anderes Gesicht aufweist, als bei uns. 

{Beifall des Hauses.) 

Eine intensive Förderung der Buchführungsst atistik, 
die durch tatkräftige W9rbung seitens der Buchstellen 
und Landwirtsclrn!tskammcrn nachdrücklich unter
s tützt wurde, war somit b ei unseren Verhältnissen 
wohl mit das dringlichste Erfordernis und Rüstzeug, 
das wir für diese Fä lle benötigt haben. 
Nun komme ich, Herr Kollege Beckenba ch, zu dem 
eigentlichen Bericht und zu den genauen Zahlen, die 
wir uns auf Grund der Hauptschwerpunkte erarbeitet 
haben. Die einzelnen Maßnahmen des Grünen Planes 
• d as wissen Sie selbst, Herr Kollege Beckenbach -
stellen eine solche Vielzahl vor, daß ich es mir ver
sagen muß, auf jede einzelne einzugehen. Ich möchte 
Ihnen aber über die rund 90 v. H. der Hauptsäulen 
dieses Grünen Planes einen genauen Bericht des ge
genwärtigen Standes geben, und ich möchte Ihnen 
auch gleichzeitig über die daraus resultierenden und 
bh.;hct· erzielten Erfolge berichten. Ich werde mich da
her darauf beschränken, die b edeutsamsten Maßnah-

men hervorzuheben, um Ihnen ein Bild über die 
Auswirkungen des Grünen Planes für die Landwirt
schaft von Rheinland-Pfalz zu vermitteln. 

Das vordringlichste Problem unserer Landwirtsclluft 
ist, wie das auch der Begründer der Großen Anfrage 
hervorgehoben hat, die ungünstige Agrarstrukur. Ich 
möchte daher die Maßnahmen zu ihrer Verbesserung 
an erster Stelle behandeln. 

Das im Spätjahr 1954 bereit s anlaufende Zinsver
billigungsprogramm der Bundesregierung, der soge
nannte Lübke-Plan, sah eine besondere HiHe durch 
Zinsverbilligung für Besitzfestigung, insbesondere 
durch Z insverbilligung für Aufstockung und Aussled
luog außerhalb behördlicher Verfah1·en , an erster Stelle 
vor. Das geschah also erstm:.!lig 1954. Auf diesem 
Wege konnten bisher schon 11,8 Millionen DM Kredite 
der Landwirtsehaft unseres Landes für diese Zwecke 
zugeführt werden. Im Grünen Plan wurde durch Be
reitstellung weiterer Kredite und Zuschüsse in d en 
Jahren 1956 und 1957 diese Maßnahmen wesentlich 
verstärkt. Im außerbehördlichen Verfahren konnten 
seit Herbst 1956 bis September 1957, also im Ablauf 
etwa eines J ahres, bel'elts 62 Aussiedlungen und 240 
Aufstockungen mit 4,1 Millionen DM Darlehen und 
Zuschüssen gefördert werden; dabei wurden über 5-00 
Hektar Land erworben und die Eigentumsflächen det" 
Aufstockungsbetriebe um rund 2 Hektar vermehrt. In 
gleichzeitig verstärkt fortgeführten behördlichen Ver
fahren - beide Verfahren laufen nebeneinander - konn
ten in den J ahren 1956 und 1957 66 Aussiedlungen und 
100 Aufstockungen mit rund 8 Millionen DM Darlehen 
und Zuschüssen gefördert werden. 
Die höheren Aufwendungen bei den behördlichen 
Verfahren si.nd durch erhöhte Aufschließungskosten 
und durch die zumeis t größeren Landzulagen be
dingt. Die .&A ... uf\vendungcn der beiden Verfahren kön
nen somit nicht miteinander ve1·glichen werden. We r 
die Schwierigkeiten bei diesen Verfahl'Cn, insbesondere 
bei der Aussiedlung, kennt, muß anerkennen, daß be
reits ein Jahr nach Anla ufen des Grünen Planes greif
bare und bedeutsame Erfolge erzielt wurden. Eine 
weitere S teigerung ist angesichts der ver mehrten 
Nachfrage nach den Mitteln des Grünen Planes zu er
warten. 
Wir hatten am Anfang gewisse Schwict'igkeiten mit 
der Aussiedlung. Ich muß aber sagen, daß speziell jetzt 
im Laufe des letzten h a lben J a hres gera de die Frage 
der Aussiedlung draußc:i, von der Praxis her, In einem 
w esentlich verstät·kten Ausmaße a uf uns zukommt. 
Ich sehe hier in dieser Frnge einen der Hauptschwer
punkte, d ie wir uns, insbesondere im Rahmen unserer 
Struktur, angelegen sein lassen müssen. Ich glaube 
speziell, daß wir über den Weg der Aussiedlung nach
h altig und weitzielig das erreichen können, was wir 
im Rahmen der Agrarstrukturverbesserung alle, die 
wir hier sind, uns erhoffen. 
Bei der besonderen Bedeulung dieser Strukturve1·bes
serungsmaßnahme habe ich es mir angel egen sein las
sen, auch ohne die Verpfächtung nach den Bun<les
richllinien, zusätzliche Landesmittel - nicht nur ich, 
sondern das Parlament und die Parteien haben mir 
dazu verholfen - im B etrage von fast 2 Millionen DM 
für die Aussiedlung und Aufstockung verfügbar zu 
machen. Herr Kollege Schmidt, Sie werden sich noch 
genau entsinnen, wie wir etwa vor zwei Jahren bei 
der Bera tung meines Etats zum ersten Male aus eige
nen Mitteln, speziell für diese Zwecke - außerhalb des 
behördlichen Verfahrens, um auC der freiwilligen Basis 
die Aufstockung und Aussiedlung vorwflrtstreibl'n zu 
können -, Gelder zur Verfügung gestellt haben. Ich 
muß sagen, daß g<.>rade diese Mittel - wei t mehr vit•l-

• j 
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ll"irht als viele andere - draußen Lru der Praxis aui 
fruehtl:ia1~n Boden g,efällen sind. 
lt h lilri ierner beim Bunde:oernährungsministerium 
m11:hdrücklich dafür e ingetre ten, da.ß die Maßnahmen 
zur Aussiedlung und Aufstockung, insbesondere auch 
im kommenden Grünen Plan 1958 verstärkt und an 
lh•Vol'z.uKler Stelle weitergeführt werden müssen. Wir 
hab~n. wie ich bereits betont habe - bedingt durch 
u n:<t>l"f· Ag.t'al'slruktur - , in dem Gesamtschlüssel, der 
filr diesen Zweck zur Verfügung steht, Mittel des Buu
d t·s in (~inem wesentlich höhe ren Anteil bisher scnon 
··•·halten und werden sie auch weiter bekommen, wie 
:-: iP uns au f Grund der GrößE:! unseres Lande; und det· 
Z11ltl der BPtrieue in unserem Lande zustehen, und 
rW<tr deswl,gcn, weil eben bei uns au! diesem Gebiete 
diE' Vt"!'hältni.ssc äußerst scl1wiE:rig und kritisch sind. 
i'iun zum nädu;len Punkt. Mittel für die .flurbereini
gung waren i;chon vor .Anlaufen des Grünen Planes im 
Bunri+>S- und auch im L andeshaushalt veranschlagt. Die 
zusützliche Förderung der Flurbereinigung durch Auf
:-;tuckung der hierfür verfügbaren Bundeshaushalts
m itl.t>I war im Grünen Plan 1956 noch nicnt vorgesehen 
un<l ist erst 1957 mit 1,1 Millionen DM Bundesmittel 
fül' das Land Rheinland-Pfaiz erfolgt. Auch hier habe 
id1 anJ;tellkhl~ der besonderen Bedeutung der Flur
bereinigung für unser Land einen !reiwilligen Beitrag 
von j.dhriich einer Million DM Landesmittel ohne Ver
pflichtong eingesetzt. 

(Abg. Beckenbach: Die Landesverpflichtung besteht 
.Ja sowieso, Herr Minister! Sie hat schon vorher 

bestanden!) 

- Herr Kollege Beckenbach, es ist aber immerhin er
freulich, fest.stellen zu können, daß wir das im letzten 
Jahr getan haben. kh da1·! auch Ihnen he17Jich dafür 
dank('n, dail Sie von sich aus, wie die übrigen Kol
legen, bereit waren, m ich in den Bemühungen bei den 
Ltc\tbe1·atungen zu unterstützen. 
Da diese A ufstockung aus Bundes- und Landesmitteln 
noch keinesfalls genügt, um allen dringlichen Vor
haben Rechnung zu tragen. bin ich bei meinen Vor
:;chlägen für den Grünen Plan 19!>8 ebenfalls in diesem 
Punkte dafür eingetreten - d. h. also in erster Linie 
Förck•rung der Flurbereinig>ung, -, daß weitere zu
sätztkhe Mittel ?.ur Förderung der Flurbere1nigung 
bcrei1gestellt. werden sollen. kh habe insbesondere ge
fordert, daß vermehrt Mittel für die Förderung des 
h!:'schleunigten Zusammcnlegungsverfahrens zur Ver
fügung gestellt werden. 
Wie SiP. wissen, haben wir im letzten und vorletzten 
.rahr zum e rliten Male versucht, die Flurbereinigung 
hf"i um; dadurch etwas stärker zu intensivie ren und 
vot-wärtmutreiben, daß wir das bL-.schle1migte Zu
~ammcnlegungsver!ahren von uns aus angeregt und 
angeboten haben. Wir können uns jetzt, nachdem wir 
etwa ein .Jahr damit die ersten Versuche machen, auch 
d<irüber die ersten Urteile erlauben. Ich mödlte hierzu 
folgendet> i;agen: Ma.n kann es nicht nu•r bejahen~ und 
mä n kann es nicht nur ablehnen, sonde1·n dieses be
!;Ch l('unigte Flurbereinigungsverfahren kann unter ge
wissen Umstä nden absolut geeignet und unte1· gewis
St' lt Umi;tänden absolut ungeeignet sein. Es ist also 
W«:?s1mtlkh da von abhängig,, wie jeweils in dem Um
legungs vcrfahren z. B. die Wegepläne und die Wasser
führung liegen. Sind eile Wegepläne so, daß man dar
auf i1ufbauen kann, dann können wir es ohne weiteres 
!lnwenden. Sind s ie aber scb.lecht, dann kunn in einem 
solch1:-n Fall in einer Gemeinde das beschleunigte Um
legungsvel'fahren niclit in Frage kommen. Die Maß
na hmen zur Strukturvet·besserung durch Aussiedlung, 
Aufatockung und Flurbereinigung sind letztens nur 
dann von nachhaltiger Wirkung - hier komme ich an 

einen sehr, seht• heik len Punkt all unseres Tuns -, 
wenn Vorsorge getroffen wird, daß nach ~ine1· Flur
bereinigung eine weitere Besitz7.ersplitterung, insbe
sondere im ErlJg<mg, vermieden wird. 

(Sehr rit.:litig! im Hause.) 
• . 1 • 

Es wlrd Aufgabe des neuen Grundstücksverkehrsgeset
zes sein. dies unter allen Umständen gesetzHch sicher
zustellen. Sonst muß ich hier in aller öf~ent.lichkei t 
bekennen, sind die Millionen und Abermillionen, die 
sich sowohl der Bund als auch insbesondP.re die Lä n
derparlamente für diese Zwecke aus innerer Überzeu
gung von ihrem Etat abgerungen haben, umsonst aus
gegeben.. (Sehr richtig! im H111Jse.) 

Wit' sehen in unserem H ö!egesetz, das wüi im Jahre 
1953 verabschiedet haben, ein Instrnment, ffiit dem wir 
teilv.·eise au.f diesem \Vege \':e?terkommen. · 

(Abg. Beckenbach : Ein kleines lnstmrnent.!) 
- Herr Kollege Beckenbach, ich war noch $keptischer 
wie slch die Sache entwickelt hat. Wir k1mnen uns 
doch so gut und wollen uns nichts vormacl1~n. Ais wir 
das Gesetz verab:schiedet haben, da haben ~ie und icn 
nicht ernsthaft daran geglaubt, daß etwas. geschehen 
würqc. (Abg. Beckenbach: 

Es •ist e'irn bißchen b esse·r geword-~)) 
- Das Kind ist doch besser ausgefallen als wir gedacht 
haben! 1 

(Abg. Beckenbach: Jawohl!) 
Wenn Sie jetzt ~Inma1 die Zahlen hören, werden Sie 
selibst <iavo.n ülberrascll t !>'ein, was sich - trotz allem - aus 
diesem Höf~oesetz im Laufe der J.etzten zwei Jahre 
entwickelt htit. 

(Abg. Beckenbach: Wir brauche n auch Zeit!) 
- Alles Gute braucht Zelt! Trotzdem das '. Höfegesetz 

. keine Verpflichtung zur Eintragung enthält, hat die 
Höfeordnung insbesondere in den Gebieten 'mit be:.;on
ders ungüristrger S truktur einen zweifellos 'über unser 
Erwarten hinaus erfreulichen Anklang ge!unden. Ge
genwärtig sind es immerhin schon rund 1340 Betriebe, 
die in die HöfeTOlle eingetragen oder haben ihren An
trag ·auf Elntragunig bei -dem 7.Uständigen Höfea.usscl:l!uß 
gesteilt. Hinzu kommen d:i.e zalhlreichen SiedlungsW
t rlebe, die auf Grund der Bindungen des · S iedlungs
rechtes ihren Besltz. nicht teilen können. 
Ein weit eres unentbehrliches Mittel zur Verhinderung 
der Besitzzersplitterung ist aber ein Pr<)blem, über 
das wir uns auch sehr eingehend unt.erhalten müssen, 
u'1.1'd . z:wär"däs···der. :ßereitstellung von Krediten für die 
Abfindung der w eichenden El'l>en. Denn nur unter die
ser Voraussetzung wird es möglich sein, daß die ein
mal gefestigte Struktur erhalten bleibt. 

(Abg. Matthes: Sehr ricntig!) , 
Bei der U!l!!<e!re,r Bevölkerung; rn.m eönmal innewoh
ncnc;len Empfindsamkeit der Gleichberechtigung ihrer 
K!ndler 'k<liiinen 'Vir d!Les nttr erre'!ch~n. wenn!.es demjeni
gen, der den Hof übernimmt, d ur<'h die Ben~itstellung 
entspr~'J.en<l' v„. btfügter Kr'ed:ite überhaupt erS't mög
lich wi!rd,die weichen'doeonErben audt in e·twa'abziufinden. 
Also: ,ausreid1t!11d verfügbare K redite zut Erbabfin
dung, insbei:.ondere auch bei den Betriebtin, die f rei 
willig auf weitere Erbteilung verzichten unCi sich dabei 
durch eine - w ie wil' es im Höfegesetz · voi:gesehen 
h aben - El.ntragung in die Höferolle freiwÜlig binden. 
Sie gehören nach meinem Dafürhalten auch zu den 
dringendsten Erfordernissen, ohne die eine nachhaltige 
Wirkung der Maßnahmen zur Verb~sserung der Er
tragslage nicht si cherzustellen ist. Diese Maßnahmen 
würd~n letztlich ihren Sinn verlieren, wenn die nun 
einmal aufgestockten und ausgesiedelten Betriebe wie
derum Im nächsten Erbgang aufgeteilt würden. In den 
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vergangenen Jahren hat sich gezeigt, daß dem Bedarf 
an Erbabfindungskrediten in unserem Lande aus den 
hierfür bereitgestellten Mitteln des Zweckvermögens 
bei dc-r Landw'irtsch-aft.lichen Rentenibank und des ZiilJS
vcrbilligungsprogrammes nicht in dem erforderlichen 
Umfang Rechnung getragen werden konnte. 

(Hört-Hört-Rufe bei der CDU.) 

Ich habe daher bei meinen Vorschlägen für den Grü
nen Plan 1956 neben besonderen Maßnahmen :für un
seren Weinbau an erster Stelle gefordert, daß zur 
Sicherstellung der geschlossenen Hofübergabe ausrei
chende Abfindungskredite verfügbar gemacht werden. 
Wenn für die Aufstockung und Aussiedlung im Grünen 
Plan besondere Mittel verfügbar sind, so ergibt sich 
zwingend, daß auch Sondermittel für die Förderung 
der geschlossenen Vererbung möglichst zu glcichgün
stigcn Bedingungen, wie sie im Grünen Plan für die 
underen Maßnahmen vorgesehen sind, bereitgestellt 
werden müssen. 
Nun zu einem neuen Hauptpunkt des Grünen Planes. 
Die Haushaltsansätze für wasserwirtsclla!tllche und 
lnndeskulturelle Maßnahmen wurden im Grünen Plan 
1956 und 1957 namha!t verstärkt, so daß zahlreiche 
:-.usützliche Vorhaben eine Berücksichtigung finden 
konnten. Für allgemeine Maßnahmen der Wasserwirt
sr.;haft, den Ausbuu der ländlichen Wasserversorgung 
und für die Abwässerbeseitigung sind in den Jahren 
1956 und 1957 zusätzlich 10,3 Millionen DM aus Bun
des- und Landesmitteln bereitgestellt worden, die für 
Vorhabl!n weitgehend eingesetzt oder zum mindesten 
\•erplnnt i;ind. Die Bereitstellung besonderer Mittel für 
den Wirtsr.;haitswegcbau im Grünen Plan ist bei der in 
Rheinland-Pfalz gegebenen Agrarstruktur von ganz 
besonderer Bedeutung. Hierbei sind in den beiden ver
gangenen Jahren 15,7 Millionen DM zur Verfügung 
~est~llt worden, die glcic11falls verausgabt oder wenig
stens mit Maßnahmen restlos belegt sind. Ich kann 
sagen, daß g'Crade auch diese Mittel für den Wiru.chafts
wcl'(cllau speziell im letzticn Jahre ckaußen von der 
Praxis in ganz besonderem Ausmaße in Anspruch 
genommc-n wurd<'n, und daß immer wieder neue An
trüge an mich eingereicht werden. 
lm Haushaltsjahr 1956 konnten so 183 Maßnahmen mit 
Gesamtkosten In Höhe von 8,7 Millionen DM Berück
sichtigung finden. 
Damit war es möglich, Wirtsd1artswege von rund 220 
KilomC'tcr Länge mit einer Ausbaubreite von 3 bis 
5,50 M<'lcr zu !inunziercn. Bei den schwierigen Ge
Jändeverhliltnissen und der damit verbundenen er
hiihten Bccintrfü:htigung der Wirtschaftswege durch 
Witterungseinflüssie, ist eine verstärkte Fortsetzung 
gerade dieser Maßnahme erforderlich. Dies gilt auch 
ganz besonders für den vordringlichen Wirtsc:ha!ts
wcgcbau in Weinbergslagen sowie für den Bau in 
Gemengelagen, für deren Förderung ich bei meinen 
Vorschlägen für das künftige Jahr besonders eingetre
ten bin, zumal die Aufwendungen in den vielfach er
höhten Stelllagen ganz besonders hoch sind. 

:Ein weiterer Punkt des GJ:"ünen Planes behandelt die 
ländliche Stromverso!'gung. Seit Jahren waren wir be
müht, den Ausbau der ländlichen Stromversorgung be
sondel's voran1.ulrciben. Es war besonders erfreulich, 
daß diese Maßnahmen in den Grünen Plänen 1956 und 
1957 Berücksichtigung gefunden haben. ln diesem Jahr 
wurden 7,2 Millionen DM für Darlehen und Zuschüsse 
C'lnschließlich ERP-Kredite bereitgestellt, die durch 
Anträge weit überzeichnet wurden. Mit Hilfe der ver
!üJ?;baren Mittel ist es jedoch gelungen, die bisher noch 
nicht an das Stromnetz angeschlossenen Höfe mit Elek
h'izitüt zu versorgen, so daß künftig die bereitgestell-

~n Mittel fast ausschließlich der sehr dring.end gewor
denen Netzverstärkung der ländlichen Gemein.den zu
gutekommen, also dort 'ihren Einsatz .finden. 

Trotz erheblicher Anlaufschwierigkeiten bei der Be
arbeitung der Anträge ist auch dieser Maßnahme ein 
besonderer Erfolg beschieden gewesen. Gelang es doch, 
innerhalb eines Jahres 150 Netzverstärkungen und 150 
Neuanschlußvorhaben zur Ausführung zu bringen und 
die verfügbaren Mittel, die uns im Rahmen des Grü
nen Planes zur Verfügung standen, bis zum letzten 
Pfennig einzusetzen. 

Von den Maßnahmen des Grünen Planes zur rationel
len Gestaltung der Erzeugung möchte ich die Handels
düngerverbilligung besonders erwähnen, die zu einer 
zehnprozentigen Verbrauchssteigerung führte. Hierbei 
wurden im H~ushaltsjahr 1955/56 16,5 Millionen DM und 
1956/57 17,l Millionen DM aufgewendet. Es war nicht 
der Sinn des Grünen Planes, nur Kunstdünger-Sub
ventionen zur Verfügung :rn stellen, sondern man Ist 
davon ausgegangen, daß durch die Verbilligung des 
Kunstdüngers gleichzeitig auch eine verstärkte Anwen
dung des Kunstdüngers sich entwickeln würde und 
damit logischerweise auch ein verstärkter Ertrag im 
Rahmen unserer landwirtsclla!tlichen Produktion sich 
einstellen müßte. Wir können mit Befriedigung fest
stellen, daß hier eine Steigerung von 10 v. H. bei der 
Anwendung der Kunstdünger-Gaben zu verzeichnen 
ist. Durch vielseitig angelegte Maßnahmen wurden 
ferner die Verwendung von Hochzuchtsaatgut, die Be
reinigung von Obstanlagen und Garten- und Futterbau 
sowie der überbetrieblichc Maschineneinsa tz besonders 
g-efördert. 

Ich komme nun zu einem der wichtigsten Punkte im 
Grünen Plan, der speziell in unserem Lande eine ent
scheidende Rolle gespielt hat, und das ist die nachhal
tige Förderung der Tierseuchenbekämpfung, insbeson
dere die Tuberkulose- und Brucellose-Bekämpfung, 
wofür in den Jahren 1956 und 1957 3,4 Millionen DM 
Bundes- und Landesmittel des Grünen Planes zusätz
lich zut· Verfügung standen. Im Hcl'bs t 1956 konnte 
somit der anerkannte tubcrkuloscfreic Tierbestund ge
genüber dem Ende des Vorjahres prakti i;ch verdoppelt 
werden. Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hören und staunen Sie! Mit dem Stand vom 30. Juni 
1957 waren rund 50 v. H. aller Rindet· anerkannt tubcr
kulosefrci und rund 70 v. H. dem Tuberkuloseverfah
ren angeschlossen. 

Niemand von uns hätte geglaubt, daß es uns, die wir 
bei etwa 4 oder 5 v. H. Tuberkulosefreihei t vor 
drei Jahren begonnen huben, innerhalb so kun~er Zeit 
möglich sei, die Tuberkulosebckömpfung in unsl.'ren 
Rinderbeständen in einem solchen Aus maß voranzu
treiben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aus Bundes- und Landesmitteln des Grünen Planes 
konnten zur Verbesserung der Qualität der Erzeuger
milch 106 Tiefkühlanlagen in Bauernbetrieben und 124 
Kühleinrichtungen in Milchsammelstellen gefördert 
werden. Diese Maßnahmen werden im lau!cnden 
Haushaltsjahr fortgeführt und verstärkt werden. Be
sonders gefördert wurden 'ferner die Milchleistungs~ 
prü!ungen sowie die Verbesserung der Molkereistruk
tur. Im Grünen Plan 1957 war erstmalig die Zahlung 
eines besonderen Förderungszuschlages zum Milchaus
zahlungspreis vorgesehen, wenn die angeliefert~ Milch 
besonderen Qualitätsanforderungen entsprach und der 
landwirtschaftliche Betrieb sich dem anerkannten Tu
berkuloseverfahren anschloß. Bei dieser Maßnahme 
sind zusammen mit dem Hygiene-Pfennig 1·und 23 Mil
lionen DM aus Bundes- und Landesmitt P.ln vorgesehen, 
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die bi,; :wm letzten Pfennig dem Erzeugerbetrieb ;:u
gutekommF>n, abo nicht au1' der Verarbeitungs- und 
Transportstufe hiingen bleiben, sondern restlos dem 
Pim,elnen Mikhablif'ferer ausgezahlt werden müssen. 
Es lwndelt sich hierbei um eine der wertvollsten Maß
nahm••n de·~ Grünen Plan..-..-, nie die Ertragslage un
sen' t' kl(>irwn unct reiaiiv vi~hswrken bäuerlichen Be
t.rid"'· in;-;lw;o;•mdere in den Höhengebieten, nachhaltig 
1~.„~„rluf.l·flf>n. . „„ „„ . „. 
H1·„1111d<'J'.~ erwiihnPn möC"hte id1 auch noch die Ffü·de-
1 l!llP, v•m .A b.,at7f'inrirht.tingen des Obst-, Gemüse- und 
Kat'111fl'„ibaues. Hier i>ind den Genossenschaften erheb
lichP Mitl•'l rnm Ausbau und zur rationellen Gestal
t11np. ihn•r f•:rzf'ugung 1.ugeflossen. Der Vollständi.E(keit 
li1ilh0r ctarf kh erwähnen, ([aU auch im Grünen Plan 
llli"t7 di«' Ums:itz.steuerbefreiun.11: sowie die Dicselkraft
:·to'fv<"l'billW.ung fortg-eführt wurden. zumal hierfür 
in-<c~p,;c;m1 (i<!I· namhaft~ Betrug von rund 40 Millionen 
DM fiir jede,: Jahr erforderlich ist. 

!n m••in"n Vorschlägen für 1958 forderte ich, wie be
J'«•t-.: Prw;.thnt. an erster Stelle die Fortführung der L>t:i 
uns besonders d!'inglichen .St.rukt.urverhesserung;;maß
nr.hnwn u n<l d<1hei als neue Maßnahme die Bereitstel
lung H.ll~l'Pcr·hencter Ahfindung.skredite. Besonders m1ch
dl'iiddich fol'<ierte ich, daß künftig auch der Weinbau 
lw~onclPre Fi1rclet"Ung und Bcrücksichtig:unS( findet. zu
ma! i'l den v<>rg,m_gcnen Jahren unsere Winzerbetriebe 
:1uBcrord•·nll1ch große Frostschäden erlitten huben. 
Für die notwendige Umstellung der Rd.1Hächen wurde 
di<> Hereit"1„11ung langfristiger Darlehen gefordert, da 
id1 rl<~r Auff:-1s~ung' bin, daß mit Rücki>icht auf die um
Ja~s.-.nde :l.f·r~ti"irung durch die Reblaus und im Hin
blick auf dPn Europäischen Markt diese Maßnahmen 
lwrnits \1orctringlich auf uns zukommen. 
Dir' nnd1h>iltip,Pn Frostschädrm im Weinbau in den ver
gnn p,1•n;.11 .1 ahn>n ;r.eigten. daß besondere Vorbeugungs
maßm1hmr>n dringend erforderlich sind. Ich habe mich · 
dahPt' dafür eingesetzt, daß künftig im Grünen Plan 
gel'ignete EinrichhmgPn für die Abwendung von Frost
s rhäden durch Einsatz von Bundes- und Landesmit
teln ,gefördert werden. 
Ein wei1Pr'P1' AnliE>gen war mir die Errichtung und 
Erw\,i1c-1·,111g von G~bidswinzergenossenschaften. Hier
für forderte ich gleichfalls die BereitsteUtmg vun 
Son<l,...rmit1.„1n. Di;f>~P Maßnahme ist geeignet, dli:! Wlrt
~(·h;lftli<'hk<'it df's Weinbaues entscheidend zu beein
flm;;en ·und seinen S1and )ffi künftigen europäischen 
Konkurrenzkampf erheblich zu verstärken. ' 

Ich darf hier betonen, daß ich mich besonders darüber 
gefreut habe, daß gerade im letzten Jahre an verschie
d<•nen Stellen unseres Landes die ersten Gebietsgenos
sl'nRchaften geschaffen wurden. Sie blieben auch n icht 
;11lt>in, i:ondern ich konnte feststellen, daß dieser Ge
danke weitgehend Allgemeingut in vielen Winzerkrei
scn geworden ist, insbesondere in der Pfalz in der 
ObP1·h;;wr<lt. Ich würde mich sehr freuen, wenn dieser 
G(•danke auch an der Mosel verwirklicht würde; denn 
hiPr ist nad1 unF-f'ren statistischen Unterlagen das 
landwirtl'chaftlkhe und insl1esondere das weinbauliche 
Genossensc-h<lfü;we~en noch mit weitem Ab~tand im 
Hintergrund. 
MeinP sio:hr verclu'ien Damen und Herren! Mein Be
richt lrnt nun lange genug gedauert. Wenn es mir hier
bei auch nicht möglich war, auf alle Einzelheiten ein
w~ehen , so hoffe ich doch, Ihnen einen Überl>lick über 
de Viel~eiti~keit und den großen Umfang sowie über 
die Breite der Förderung der Landwirtschaft, des 
Vfrinln•ue~ und des Gartenbaues vermittelt zu haben. 
ld1 hoffe nmh, daß Sie einen Eindruck davon bekom
men haben, von welchen erheblichen Auswirkungen 
der GrilnP Plan bereits in der kurzen Anlaufsfrist ist. 

lr.:h. darf h.ie.tbc.i nochmals l,H.~:;uude1·s hervoi:hebcn, daß 
es. gelungen ist, die Mittel des Grünen Plan~s trotz des 
späten Anlaufe:ns und der anfänglichen Schwierigkei
ten mit Ausnahme der Inanspruchno:ihme de:r Personal
kosten für die Wirtschaftsberatung restlos auszuwer
ten. lch darf damit rechnen, daß auch d~e für den 
Grünen Plan 1957 vorgesehenen Mittel in vollem Um
fang. der Landwirtschaft von Rheinland-Pfalz zugute
kommen.. Iw darf wohl mit Recht bchau!Jten, daß zu 
keiner Zeit in der deutschen Agrarge::;chichtt? die Land
wirtschaft, insbesondere die kleinbäuerlich~n Betriebe, 
in dem gl'gE'!JPtten Ausm~1ß gefordert werden konnten. 
Da_s [11.nd hat sich bemüht, hierzu nach bcsicn Ki·äften 
bei:1.utr·.a.gen. & h~t. dabei nicht nur die nach den Bun
desrichtlinien geforderten Leistungen aus Landesmit
teln in vollem Um!ang restlos erfüllt, sondern d::irüber 
hinaus bei verschiedenen IVhlHnahmcn zuBätzliche Lei
stungen vollbracht. Es ist meine gl'Oße Ho~fnung, datl 
es auch im kommenden Haushaltsjahr gelingt, die not
wtmdigen Landesmittel für rlie VPrstfirk1mg des Grü
nen Planes verfi.igbiw zu mnC"hen. 

Zum SchiuÜ möchte ich nicht versäumen, ~llen Bete-l
ligten und Mitarbi:!ib~rn, die an der Durchführung des 
Grünen Planes mitgewirkt und zu seinem Gelingen 
beigetragen haben, meinen ganz besondere!l Dank aus
f.J+SJ?.n~~h~m.,, . .l?)~s .i~.t.. l:\!1:1. sq mehr mein AP,liegen, als 
unerkannt werden muß, daß diese gewaltig~n und um
fangreichen Arbeiten zusätzlich zu den i bisherigen 
Obliegenheiten ohne personelle Verstärkung durchge
führt wurden. Wenn es in der kurzen Zei~ auch noch 
nicht gelingen konnte, eine Lösung unserer dringlich
sten Prnbleme, wie z. B. die Strukturbereinigung, het·
beizuführcn, so sind doch die überall sichtbar werden
den Erfolge des Grünen Planes ein beson~erer Lohn 
für unsere geleistete Arbeit. 

(Beifall bel den Regierungsparteien 
und teilweise bei .der SPD.) 

Prli!ridcnt Wolters: 

Meine Damen und Herren! Wird eine Auspprache ge
wümic-ht? -

· (Zum von der SPD: Jawohl!) : 

- Die Fraktion der SPD wünscht eine Auss~rache. Das 
Wol'L llat der Herr Abgcordnete Schmidt von der Fnik
tion der SPI). 

Abg: Schmidt: 
Herr Präsident! Meine Dame~ und Herre~! Der Herr 
Min~ter ~ür Landwirt<>chaft, Weinbau und fo1·stt!n hat 
uns m. seJ.nem Bericht einen - ich möchte ~gen „Lan
deswcm" kredenzt, bester Sorte, wie er meint· sicher
lich von dieser Klarheit müglich, weil wir glücldicher

. \\-~~ t~~~;~~l.e;i. l~ö:imen, da,\l die Problem~ der Land-
wirtschaft heule von allen tragenden politischen Kräf
ten in Deutschland ziemlich gleichmäßig i.md gleich
wertig gesehen werden. 

(Abg. Dr. Habighorst: Sehr wahl'!) 

Das hat vielleicht auch den Herrn Minister bestimmt, 
hier haushaltsrechttich einige interessante Fe~t~tPlllm
gen zu machen. Er tut nämlich so, als ob er seine An
sätze bereits in der Tasdl.e hätte. Herr ~tnister, ic:h 
hoffe meinerseits, daß wir einiges dazulegen k-Onnen, 
aber darüber entscheidet wohl letzten Epdes dieses 
Parlament. 
Zu dieser rein formalen Bemerkung noch eine andere 
Feststellung! Ich bin Ihren Ausführungen aufmerksam 
gefolgt und habe gefunden, daß Sie, der Sie ansonsten 
in der letzten Zeit bei der Beurteilung· rechtlicher 
Dinge cln sehr weites Herz bekundet hapen, in der 
rechtlichen Beurteilung landwirtschaftlicher Situati-
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oncn noch immer sich in der Enge bewegen, die ich 
schon oftmals hier zum Gegenstand von Beanstandun
gen gemacht habe. Ich mödlte deshalb auch heute nicht 
versäumen, diese Frage noch einmal anzusprechen. 
kh bin der Meinung, daß unsere ganzen landwirt
schaftlichen und damit agrarpolitlschen Anstrengungen 
daruntc1· leiden, daß die wirtschaftlichen Notwendig
keiten, die heute bei uns aufgekreuzt sind, nicht rich
tig abgl"deckt werden durch das vorhandene Recht; 
denn dus vorhandene Recht ist noch teilweise in einer 
Zeil erstarrt, in der die Probleme ganz anders zu sehen 
wnren. Um es ganz deutlich zu sagen: In dem west
deutsc:hcn, agrarwirtschuftlich anders konstruierten 
Raum wirken heute allzu stark Rechtsvorstellungen, 
die von Personen übertragen werden, die frühet· ein
mal in anderen Agrarräumen Deutschlands tätig waren. 

(Sehr richtig! bei d er SPD.) 

Weil dem so ist, konnte man sich bis zur Stunde auch 
in Bonn noch nicht cntsd!ließen, die verschiedenen 
Recbtsvorsc:hriftcn unseren eigenen Notwendigkeiten 
unzupassen. Und weil das nicht gesdlieht, bestehen von 
der Rechtsseite her immer noch erhebliche Hinder
nisse, um Vernünftiges zu tun. Solche Hindernisse 
kreuzen au( in Frugen der Aussiedlung, wo wir noch 
uuC Formulvorschl'iften stoßen, die oftmals mit der an 
s:d1 vorhi.!ndcncn Enge unserer Dörfer gar nicht zu 
vc1·cinbunm sind. 

(Abg, Hachenbet·g: Sehr richtig!) 

Icl1 habe mich kürzlich um einen Einzelfall kümmern 
müssen - ich glaube, er ist Ihnen bekannt geworden-, 
wo die Enge zwischen zwei Dörfern so war, daß, wenn 
man die Aussiedlungsvorschl'iften hätte zugrunde legen 
lassen, der betrc!fendc Mann kaum hätte ausgesiedelt 
werden können, weil einfach kein Raum da war; trotz
d<.>m hnt der Mann über ein halbes Jahr gebraucht, 
um diese Schwierigkeit aus dem Wege zu räumen, weil 
mun sic:h tlUf das formale Gesetz gestützt hat. 
Das gleiche ist gegeben in Fragen der freiwilligen und 
der gcförd<.>l'ten Al.'l!stoclcung. Hier können wir mich 
w ie vor beobachten, daß auch dort die hindernden 
S iedlungsvorschriften leider noch nicht außer Kraft 
gesetzt worden sind. kh habe schon früher darüber 
gesprochen und möchte es heute wiederholen: Ich halte 
es für nicht vcrtretb;u-, daß wir bei freiwilligen Au.f
stockungcn jene Gesamtsiedlungsvorschriften zur An
wendung bringen, die das freiwillige Aufst-0ckungs
vcrfahrcn erheblich erschweren. 
Dazu kommt aber noch folgendes: Ich glaube, daß auch 
die Reclltsvorschriften bezüglich der Sichel'ung der 
landwirtschaftlichen Grundfläche für bäuerlldle Be
triebe überprüft werden müssen. Ich weiß nicht, meine 
Damen und Herren, ob Sie das genauso beobachten 
wie wir in unserem Westerwald. Wir bekommen dor t 
einen neuen Agrarzweig, möchte ich einmal sagen; 
wenn wir noch einige Jahre hinter uns haben, dann 
haben wir eine ganze Menge v on sogenannten „Christ
baum-Bauern". 

(Abg. Hachenberg: Sehr gut!) 

„Chl'istbaum-Bauern" sind diejenigen, die heute kom
men und alles mögliche Feld aufkaufen zu Preisen, die 
der ortsansässige Bauer nicht bieten kann; und wenn 
man sie fragt, wofür sie dieses Land verwenden wol
len, ob sie es landwirtschaftlich zu entfremden ge
denken, dann antwo!'ten sie, sie möchten zunächst 
Christbüume anpflanzen. Aber wir wissen heute, daß, 
wenn diese Christbäume mitten in den Gemarkungen 
stehen, sie kaum je abgeschlagen werden, sondern in 
den Gemarkungen hochwachsen, von dieser Seibe 
die übl"igcn landwirtschaftlich.en Betriebe behindern 
und dazu d<m heimischen Bauern den Boden 

zu unvertretbaren Preisen wegnehmen. Wir erhalten 
immer wieder Anrufe, die in diese!' Richtung Be
schwerden vortragen. Ich wäre Ihnen wirklich dank
b~r. wenn Sie auf diese Entwicklung eine größere Auf
merksamkeit Ihrerseits und seitens Ih rcl' Dienst.stellen 
legen wollten. 
Das dritte, was ich ansprechen möchte, ist die Frage 
der Tuberkulosebekämpfung. Sie haben mit Recht 
festgestellt, daß wir eine überraschend gute Entwick
lung zu verzeichnen haben - vielleicht gleich eine 
haushaltsrechtliche Vorbemerkung! -. eine Entwick
lung, die nicht zuletzt daruuf zurückr.uführcn ist, daß 
wir in den letzten Jahren eine erhebliche Sonderlei
stung von Landes wegen aufgebracht haben, eine Son
derleistung, die bekanntlich jetzt nich t zu1· Diskussion 
steht. Ich möchte heute schon darauf aufmcrksum ma
chen, daß, wenn sie zur Diskussion gestellt würde. wir 
uns eine Neuordnu ng außerordentlich gut überlegen 
müßten; denn die große Zahl von Ansb·engungen, die 
auf diesem Gebiete gemacht worden sind, s ind nich t 
zuletzt im Hinblick auf die Sonderregelung in Rhein
land-Pfalz gemacht worden. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Ansirengungen, Herr Minister, bei denen, wie ich aus 
persönlicher Erfah!'ung im Umgang mit unseren hei
mischen Landwirten weiß, oftmals bei den einzelnen 
Landwirten Maßnahmen eingeleitet worden sind, die 
an ihr e Existenzfrage gerührt huben. Mir ist eine 
Reihe von Fällen bekannt, wo Bauern, nicht zuletzt -
ich möchte m ich ganz vorsichtig a usdrücken - durch 
mangelnde Kontrolle - Sie wissen, kh habe es hier 
einmal härter bezeichnet -, gezwungen waren, zwei-, 
drei-, ja sogar viermal ihl'en gesamten Viehbestand 
um.zuschlagen, um zu einem Tbc-freien Bestand zu 
kommen. Am Ende stand ein Verlust ihres Viehs oft
mals um die Hälfte des Altbestandes und eine Ver
schuldung, die die Bauern in schwel'e Sorgen geführt 
hat. Wir sollten uns in den kommenden Etatberatun
gen ernstha ft übet·legen, ob wir für solche Bctl'iebe 
nicht eine besondere Zuschußmaßnahme einl'ichlen 
können, von denen wir wissen, daß sie infolge einer 
idealen Auftragserteilung unsererseits in eine solche 
Situation hineingeraten sind. 
Das wollte ich feststellen; denn das ist nur ein Bei
spiel dafür, wie man tatsächlich heute draußen gewillt 
ist, auch seitens unserer Bauern und Landwirte, die 
Ideensetzung, die der Grüne Plan verfolgt, zu unter
stützen. Aber wir steuern hier eine Reihe von Betrie
ben in eine schwierige Situation hinein, in der wir sie 
nicht untergehen lassen dürfen, wenn nicht der ge
samte Gedanke- gefährdet werden soll. 
Ich glaube allso sagE"n zu müssen, daß nicht alles G<lld 
ist, was da glänzt, s.ondern daß aus d:cln Gesamtvorgang 
noch e ine Reihe von Sorgen a.ur un.s zukommen wiro, die 
zur Stunde der Griinc Plan und unsere eigenen Maß
nahmen noch nicht überdeckt hab~n. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident WoJters: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dcmmerle von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Demmerle: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zum Grü
nen Plan möchte ich kurz einige Bemerkungen machen. 
In unseren Betrieben im Lande Rheinland-Pfalz, wo 
unsere Felder zerrissen und unsere Dör!er vet·baut 
sind, muß den Ideen des Grünen Planes mehr zum 
Durchbruch verholfen werden, und zwar erstens durch 
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g riißPrP Miiglichkcit der Aussiedlung, zweitens durch 
noch größere und stärkere Förderung der Flurbereini
gung. Auch im Falle der Aufstockung müssen die 
l>inge aui;geweitet werden, und ich meine, bei der 
J\uti<tockung sollte die Grunderwerbsteuer fortfallen. 
1 n de!' Frugc der Tbc-Bekämpfung, die auch schon vom 
HC"rrn Ko11'„gen 8<'hmidt ange~prochen wurde, bin ich 
der Ansicht, daß hier etwas Besonderes getan werden 
muß. kh meine, daß die zwei Pfennig bei der Mikh 
rnr 'l'b<'-Bekämpfung nicht abgeschafft und auch nid1i 
gekür7.t werden sollten, sondern erhalten bleiben müs
:<t•n, "ehon im Hinblick darauf, daß . so viele Bauern 
<if•l<li>r hr.i der. wiederholten Umstellung aufgewendet 
haben; und nun dürfen sie nicht um den Vcrdien·st 
gr>braeht werden, er soll ihnen ernalten bleiben nicht 
ltll!' <tllPin im Interesse dei: Landwirts1.:haft, sondern 
;n1d1 im In1ere . .;:;e un.seres Volkes: denn wir wollen und 
tniii;sPll l:'l'l'eichen, daH un:<.crc ganzen Viehbestände 
'l'bc-frt>i werden. 

(Beifall bei der CDU.) 

Präsident \Volten: 
"'Nuitere Wm·tmeldungcn liegen nicht vor. Der Punkt 
der 'Tag~ordnung kann damit abgeschlossen werden. 

Punkt 3 der Tagesordnung: 
Große Anfrage der Fi:aktion der SPD 

betreffend l\nbaubegrenzung im Weinbau 
- Druclcsache II/346 -

Die BPgründung der Großen Anfrage erfolgt dur<:h 
den Herrn Abgeordneten Sd1midt von der Fraktion 
rtf'r :->PD. 

A hl1:. Schmidt: 

Herr Prfü<ident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
die Bitte an die zwar weintrinkenden, aber nicht wein
baumii.ßiog: intereSISliertcn Kolleg·en, heute nlic.ht erstaUil.t 
zu Sl'in, da!$ abermals eine Weinbaufrage von uns an
JJ1;sp1·01.:h„n wird. Dr.nn diese Frage bewegt wcit.e Krei!!e 
in un1.~r<•m Lande. Es ist ein Prot>lem., das eine der 
Sc.:hicksat.sfragen urusereshei.?nischen Weinbaus sei:n wiirtl. 
Au;;g<1ng.;punkt der jetzigen Erörterung üibcr die Be
grenzung der Anbuuflächen ist die erste Verfügung 
vom U. S<:p1.em1.>e1· 1937, die· durcll. ZU!Satzver!ügrung vom 
L April 1938 ergäna:t wm'Cl·e. Aus i:J.t"iden Ve.rfügiungen 
g(•ht ti.c-rvor, daß dliJe Anba!Ubegrenzung erforderlich 
i~f , 11m loi.a-1' die nolwt!ndigoe Erre~une von Agrarpro
cluk1·Pn k~in>f' W<>inbaufiächcn he<ran:i:iehen zu llli.issen. 

<Landwirtschaflsmini:>ter Stübinger: Das war der 
'~ I':;. t e Au;;l{angspunkt!~ 

- Das war der erste Ausgangspunkt; dann kam der 
Zu~atzpunkt hinzu, sich auch durch Anbaubeschrän
kung eine gewisse Abschirmung gegen Anbau von min
derwcrl-igen Sor~n zu verschaffen. Aber entscheidend 
rnr <lie Übet·legung war der erste Ausgang3punkt. 
lnzwi~cllcn hat unser Minister für Weinbau diesen 
erslt•n Ausgangspunkt völlig fallen lassen. Er wäre ja 
auch ni<'ht mehr im Jahre 1957 gut vertretbar; denn 
wir ~"lwn, daß weite Flächen unseres Landes zur Zeit 
im11wr rnehl' zu Bretchland werden. Der Hert' Minister 
für Weinbau hat inzwischen nur den zweiten Anlaß 
als alleingültigcn Anlaß herausgestellt und glaubt nun
mehr, die Anbauregelung verteidigen zu müssen, um 
durch Abwehr des Anbaues von Sorten geringerer 
Werte die Konkurrenzfähigkeit des deutschen Weines 
bes;;er zu sichern. Gegen dieses Beginnen hat vor eini-

ger Zeit ein frühere1· Kollege unseres Lan~tages, der 
Herr Drahten von der Mittelmosel, ein Rei:ht:;verfah
l'en eingeleitet. Beim Obetverwaltungsgericllt ist sei
nem Antrag entsprechend entschieden worden. Da:> 
Bundesverwaltungsgericht hat aber die EJtscheidung 
des Obcrvel'waltungsgerichtes aufgehoben und festge
stellt, daß die Anbaube~rcn:tUng, wie sie zur Zeit noch 
in Rheinland-Pfalz: durch neuibv„rnl'dnung vorge
schrieben ist, grundgesetzwidrig sei. Gegen :c:Iiese Fest
stellung hat, wie wir uns ja aus einem Landtagsvor
gang erinnern, dati Ministe1·ium Normenkontrollklage 
eingereicht. und wartet nunmehr auf die Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofes mit dem WiMen, bis rn 
dies€'r Entschl::ldung, trotz Vorliegens des Urteils des 
Bundesverwaltungsgerichte::;, die b isherige 'Anordnung 
unte~ 1dlen Umständ~n 7.U praktizier~n. Es is t deshalb 
noch die letite Anordnung - il.:h glaube vom 5. Dezem
ber 1957 - ergangen, gemeinsam m i t dem Minister des 
Innern. diLe Anbaubeschränkung, event'Uell : dul.Y'..h An
wendung von Polizeimaßnahmen, unter allen Umstän
den zu sichPrn. 

So ist die rechtliche Situat ion und der Stand des 
Rechtsstreites. 
Warum ~hildere ich :-;ie Ihnen'? Tch bin der Aul!as
.sung, daß wir hiP.r, wenn wir uns die Dinge genau 
überlegen, rechtlich in eine sehr gefährliche Situation 
hineingeraten sind. Niemand von uns kann sagen, ob 
das Bundesverfassungsgericht in der Normenkontroll
klage das Urteil df!!l Bundesverwaltungsgerlchtes prak
tisch aus den Angeln heben wil'd. Geschieht das aber 
nicht, dann besteht dle Gefahr, daß die nach Vorlie
gen des Urteils des Obetv~rwaltungsgcrichtes und der 
später ergangenen Entsc.:heidung des Bundesverfas
sungsgerklit.....i sei tens unsel'er Landesregierung einge
leiteten Maßnahmen unter Umständen auf unsere 
Rechnung gehen könnten; denn bei der Prozcßmöglich
keit und der Prozcßfrcu<ligkeit, die wir heute in 
Deutschland zu v erzeichnen haben, habe ich die Ban,ile, 
daß, wenn das Bundesverfassungsgericht dem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichtes beitreten 1 würde, die 
Maßm1hmt'!n1 die wir in der Zwischenzeit durchgeführt 
haben, da1.tt tühnm könnten, daß die davon Betroffe
nen Schaden~er~mtzansprüche geltend machen. Das ist 
d'clS' eirste ßroC"Nk~, das ich amumcldicn tl'abe. 
Wir haben einen ähnlichen Zust:'lnd auf dem Gebiet 
der Apotheken, w-0 w ir ja auch Urteile und eine Nor
menkontrollklage vorliegen haben. Im Gegensatz zu 
dt>n Maßnahmen im Weinbau hat sich die Landesregie
rung aber hier ents<'hlosscn, keine weiteren Z usatz-

! maßnahmen mehr - entgegen dem vorliegenden Bun
desverwalt:ungsgerich1surteil - durchzuführen, sondern 

1
. erst die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes 

1 
: • a!;>;~~a.rt,e~~ . ~i,~erllcll auch aus der ÜbEJrlegung der 

tn"gfü'1'Ü'!n ~chadenS('l'S::lt7.pfiicht her::ms, während bei 
der Anbaubegrenzung eine andere Praxis geübl wird, 
d•Le mir ebwas b edP-n'!dirh ..-rsd 1-cint. 
Das ist aber nicht der einzige Grund, w;i.rum unsere 
Fraktion diese Dinge heute hier angesprochen hat, 
sondern. di'eser ganzen Sache Megt auch. ein erheb
liches w einwirtsc.haftliches und allgemetnwirtschaft-
1.lclie.s Interesse zugrunde. Man muß sich ir;n Jahre 1957 
!ragen, ob die Verordnung von 1937 von dem zweiten 
Gesichtspunkt het• betrachtet - von dem ersten Ge
sichtspunkt her kann sie n icht mehr alls notwendig 
angesehen werden, weil dieser erste GesiChtspunkt ja 
dUJrch die Enrt;wicklung übed101t woroen ist - , noch so 
wirksem scin kann, daß man die Verordming aufrech:t
ed1alten muß. kh weiß, meine Damen und Hel'ren, 
daß das Problem seitens unserer Weinbauern außer
ordentlich umstritten ist.. Ich müi.:hte dapei aus dem 
Kreis der v\·cinbaue rn allerdings von vo:rlnherein eine 
große Gruppe ausgeschaltet wissen, nämlich die Gruppe 
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derer, die in der Lage sind, auf Grund von natü1·
lichen Bedingungen Qualitätsweinbau zu betreiben. 
Ich selbst b in der Meinung, daß der Qualitätsweinbau 
so oder so sich in jedem Falle behaupten wiro; denn 
glücklicherweise hal unser deutscher Wein einige Cha
n iktcreigenschaften, die ihm durch keinen ausländi
sdwn Wein streitig gemacht werden können. Dieser 
deutsche Qualitätsweinbau wird also an dem ganzen 
lkcht:sstrcit, an dem Ausgang dieser ganzen Ausein
<lndersetzungen, kaum interessiert sein. Meine Dame n 
und Herren, ich habe das Gefühl, daß er auch kaum 
interessiert sein wird an den Folgeerscheinungen des 
Europäischen Marktes; denn dieser deutsche Qualitäts
wein ist vor dem Europäischen Markt in allen Län
<km getrunken worden, und er wird auch während 
des Emopäischen Marktes in allen Ländern wieder 
gctninken werden, besonders, wenn man sich der 
iioffnung hingeben kann, daß auch in der Etikettie
ning die Wahrheit wledei: wirksam werden wird. 

(Sehr gut! bei der SPD und Beifall der SPD.) 
kh sage das letztere auch als derzeitiger Vorsitzender 
des Weinbau- und Weinwirtschaftsausschusses mit 
aller Deutlichkeit. Herr Minister, im Gegensatz zu 
mancher Äußerung Ihrerseits in der letzten Zeit bin 
ich der Meinung, daß der Verbraucher zum Wein wie
der Vertrauen gewinnen wird, wenn er weiß: Das, was 
<iuf del' Flasche steht, ist auch in der Flasche drin. 
lch glaube ulso, den Qualitätsweinbau kann man bei 
diesen Untersuchungen im wesentlichen ausschalten, 
er wird sich so oder so behaupten. 
Anders ist das Problem zu beurteilen bei den Mittel
weinen und bei den sogenannten leichten Weinen. Ich 
möchte den Begriff „minderwertig" hier gar nicht an
wenden, wie er einmal in der Verordnung des J ahres 
1937 ausgesprochen worden ist; denn darüber sind dle 
Meinungen auch verschieden. Es gibt Leute, denen be
kommt der leichte Wein besser als der schwere. Es 
stehen also die sogenannten leichten Weine zur Dis
kussion. 

<Zuruf de1· FDP: Konsumweine!) 

- Der Ausdruck ist auch falscll. 
(Abg. Matthes: Kleine Weine!) 

lc:h h11bc ihn bh;hct· mit Absicht nicht verwendet, denn 
wa:-: he ißt schon „Konsumwein"; das ist auch eine 
Frage des Geschmacks, Herr Kollege. 

(Abg. Mal'tenstein : Jeder Wein ist Konsumwein! -
Abg. Matthes: Kleine und große Weine!) 

Aber diese sogenannten leichten Weine stehen zur Dis
kussion, und hier erhebt sich die F rage: Kann man 
:,;olche Anordnungen - Dinge die vom Markt herkom
mc-n - in iht1er Einwit·kung für unser Land allein auf
twlt~m oder in eine andere Richtung lenken? Sie wis
iwn, daß wir unsere gesamte Weinbaupolitik zur Zeit 
unter den nm l. Januar in Kraft getretenen Europä
ischen Wir tsc:baftsgesetzen sehen müssen. Nach diesen 
Gesetzen habe n wir - w enn ich mich recht erinnere -
dnc Übergangszeit von fünf Jahren. 

(Landwirtschaftsminister Stübinger: Etwas mehr!) 

- Etwus mehr, das wäre noch besser. Aber innerhalb 
dicser bestimmten Ubergangszeit werden die Wirkun
gen des Eu1·opäischen Marktes auch auf diesem Gebiet 
voll nu! uns zukommen, d. h. wir werden dann keine 
Möglichkeit mehr huben, durch Sondergesetze die Kon
kurrenz der fremden leichteren Weine in unserer Bun
desrepublik oder au! anderen Märkten abzuhalten, son
de rn diese Konkurrenz wird dann voll auf uns zukom
men. Und weil diese Konkurrenz dann voll auf uns 
zukommt, muß unser heimischer Weinbau jetzt diese 
Frage lösen: Wie kann er a) seine Anbaukosten senken, 
damit er neben den leichten Weinen bestehen kann, 

und b), wie kann er unter Umständen durch Vermeh
rung der Erzeugung preislich auf dem Markt selbst mit 
in Konkurrenz treten. Er wird sicherlich nicht in Kon
kurrenz treten können, wenn er durch b ewußt klein 
gehaltene Anbauflächen mengenmäßig nicht zu einer 
wirtschaftlich besseren Gesamtrechnung kommt, oder 
wenn seine Anbaukosten auch bei den kleinen Weinen 
wesentlich höher liegen werden, als das in den Nach
barländern der Fall sein wird. Wir huben also heute 
dieses Problem nicht mehr vom Innenmarkt her zu be
urteilen, sondern wir haben es zu beul'leilen, eingebet
tet in den gesamteuropäischen Markt. Und da bin ich 
der Meinung, Herr Minister, wir sollten ernsthaft un
tersuchen - ich möchte mich selbst heute in dieser Be
ziehung nicht auf bestimmte Vorstellungen festlegen -, 
wie wir diese beiden Probleme lösen können. Vielleicht 
können wir sie nur lösen, indem wir einer gewissen 
Wanderung des Weinbaues zustimmen. 

(Abg. Weis: Bravo!) 
- Herr Kollege Weis, ich wollte damit allerdings nicht 
einen übersteigerten Beifall erweckt haben. 

(Heiterkeit des Hauses.} 

Das Problem muß also untersucht werden. Allerdings, 
Herr Kollege Weis, möchte ich gleich sagen, untersucht 
werden mit einer Einschränkung: Wenn die Wein
bauern, die neue Anbauflächen suchen, gegenüber der 
Natur neue Risiken eingehen, dann dürfen diese Risi
ken nicht eines Tages zu Lasten der öffentlichen Hand 
gehen. 

(Beifall im Ha use.) 

Und ich möchte hier den Herrn Minister bitten, sicll 
heute schon folgenden Vermittlungsvorschlag zu über
legen. Wir wissen, daß wir hier im Hause seit Jahren 
mit Fürsorgemaßnahmen für den Weinbau beschäftigt 
werden. Herr Minister, ich weiß nicht, wie lange die 
Normenkontrollklage in ihrer Entscheidung noch aus
stehen wird. Wollen Sie sich bitte überlegen, ob Sie 
b is dahin nicht eine rechtlich mögliche und uns nicht 
verantwortlich machende Zwischenregelung treffen, in
dem Sie einfach feststellen: Anbauflächen, die außer
halb der bisherigen Begrenzung in Angriff genommen 
werden, werden in keinem Falle weder aus der Wieder
aufbaukasse noch bei Anfa llen sonstiger Hilfsmaßnah
men, auf Landesunterstützung zu rechnen haben. Das 
heißt, daß das gesamte Risiko, nicht nur jetzt, sondern 
auch für alle Zukunft bei dem Winzer liegt. Ich bin 
der Meinung, wir sollten auch eines Tages den Schritt 
insgesamt dahin tun, daß wir sagen, wir pflegen lan
dessei ts durch Unterstützungsmaßnahmen d e n Wein
ba u, den wir für konkurrenzfähig halten, den wir für 
gut halten, den wir unter allen Umständen sichern 
möchten. Wer aber dann in Lagen geht, bei denen er 
in jedem zweiten Jahr mit einem Frostschaden rechnen 
muß, der tut das dann auf seine eigene Rechnung. 
Meine Damen untl Herren, ich weiß, das wäre nur eine 
mögliche Übergangsmaßnahme, die uns ab~r auch dann 
<tas gesamte Problem n-cu b eham:leln ließe. Zweck un
serer Großen Anfrage war also, heute zunächst e inmal 
von uns aus die rechtlichen Bedenken anzumelden, und 
zweitens, zu bitten, d aß die Landesrcgiel'1..lng, irrsbcson
d·ere der Herr Wein:baumini.ster, vielleicht in Verbin
dung mit unserem Wein;bauausschuß, die gesamte Frage 
einmal näh~r untersucht hiMicllUich der möglicht'n Wir
kungen, cHe aus der allg-emeincm Ma·rklcntwicklung auf 
U'llS z:ukonunen \verden. 

(Beifall bei SPD und CDU.) 

Präsident \Volters: 
Die Beantwot'lung der Großen Anfrage erfolgt durch 
Herrn Lan<lwirtscha!tsminisw1· Stübinger. 
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Landwirtschaftsminister Stilbinger: 
Herr Prfü:idPnt! MeinP. Damen und Herren! Der Wein
b all i~L einer d er witterungs- und zugleich konjunktur
L'l!'lpfindlichsten Zweige unserer Landwirtschaft. Miß
fffolge lm Ertrag, die aus Frost, Fehlen der Sonne, 
R e g t'!\ 7.u unrechter Zeit und ungünstiger Temperatur 
lwl't'iil l!'t-n , edordf'rn immer wieder s taatliche Hilfe; 
und S <'. meine Damen und Her ren und Kollegen die
~t·:-; H:tu~e«. erleben ja die Behandlung dieser Probleme 
bt•;.J mmt n!<·ht zum el'stenmal. Allgemeine Konjunk
iur~chwanknngen , gelegentlicher Wettbewcrb.sd.ruck 
durch Importwein~, Ab.sat:zschwierigkeiten qualltäts
gr-riug·p r -lnhrgi:inge und and<)rcs mehr, lassen in ähn
l1l'h"'r Wr>i-<e d en Weinbau nach staatlicher Hilfe stre
bC'n. Und so kommt es. daß dt)r Staat sich des Wein
baue:-; von jeher in besonderem Ausmaß annehmen 
m1.fl1P. AndPrer?'e its beansprucht der Wein.bau e in 
;;ul~f'ronientliche;; öffentliches Interesse nicht nur aus 
~„>1 ;olnß·~<+!Pn, lrnlturel lf'n und politischen Gründen, 
~on<lr:>r'n auch, weil E'l' der ar-heits- und kapitalintensiv
i-ll• 7.wc ·g un~erer Landwirtschaft ist und weil er die 
J;:indwi·r 1sc-haftliche Kultur S*•h.i· wcibge!hend auf Hang-. 
fü \chen pflegt, d ie e iner anderen Nutzung nicht zugäng
iich ~ i nd. 

Anige:<i.cht." de;; hervorragenden öffontltichen Interesses 
un<I insiberond.f>l 'e der zeitweiligoen Hilfsbeclilrftdgke it des 
\1,'t• i n~;M1~ nimmt d e1· Staat Jiü.r sich eine g.ewisse Pro
d 11 k1 iorn:J.pnif<un~ in Anspruch. wie sie an urud für sich 
n!dit nur für den Weinbau, sondern auch für andere 
Kuft.urf'n, zum Belspird für den Tabakbau und für 
,;„n Hopfe-nbau . in der deutschen Bundesrepublik 
ihre Anwendung findet. Grundlage der Anbauregelung 
i:-;l d 'e Ericihrnng, daH die derzeitig vorhandenen Wein
b!"rge 1m wesentlichen die gesamte anbauwürdige 
\','( ' llhaufliic•he df's Landes darstellen. Insbesondere sind 
l<1~t s~nntliche ,i;:ünst i,gen Süd- und WesUagen mit Re ben 
be~tor·kt. auf ihn en können ohne übermäßige W itte
run~~- und Absat zrisiken Weine erzeugt werden, die 
<'.uaEtativ <len Mnrkt;:inforderungen ent.\iprechen. 
MI" ne ~ehr verehrten Damen und Herren! Sehen Sie, 
d e r HP.rr Kollf>ge S<'.hmidt ha t sich etwas getäuscht. Es 
gt!h t n icht um eine Anordnung des Jahres 1933, son
dern de~ Jn.hres 1937. 

(Abg. Schmidt: Jawohl!) 

B's wm .Jahl'e 1937. das heißt also bis vor 20 Jahren, 
hat man in Deutschland keine Anbaubegrenzung ge
k :;nnl D iP Natur hat von sich aus automatisch in die
~en .Jahren in etwa für die richtige Ausbreitung des 
'N(•inbaue~ ge;orgt. Ich ka-nn mich aus meiner f.rühe
~ten J ugend noch entsinnen, daß ich in meinem elter
lichf> n nf'trieb einmal an einer Stelle stand und einen 
:dten Winzer tra f. der mir sagte: „Soweit Du sehen 
kanns t. waren hier schon e inmal Weinberge, sie sind 
aber a lle wieder weggekommen.~ 
So b 'n k+1 auch der Meinung, daß wir uns bei der Be
handlung d ieser Frage - idl spreche zunächst e inmal 
nur vom Sachlichen - wohl darüber im klaren sein 
müssen, daß gerade der Fros t immer wieder eine Grenze 
gesetzt hat, und daß wir heute, wenn wir die Wein
berggl::igen ausweiten, dann jeweils wieder auf diese 
L i>gen :w rückgreifen werden, die allz.usehr durch den 
Frost gefährdet sind. Hier liegt auch die enge Bezie
lrnn ~. die dE•r Herr Kollege Schmidt an diese Dinge 
g1.1kni.ipft hat, allein aus dieser Tatsache heraus, daß 
der Frost in mehr als hundertjährige r Erfahrung die 
Winzer dazu gezwungen hat, etwa die heutigen Gren
Zl' tl z L1 halffm. In H img- und SteilhanggebieLen geht die 
/\u;:dPhn•m.e: - da s ist sehr interessant - nacll. den bis
hPrii>.:en Erfahrungen auf Kosten der Qualität. Fast alle 
Jwantragttm oder vorgenommenen Erweiterungen lie
l~f>n in Norri-, Nordost- und Nordwestlagen, auf Tal-

wiesen ode;r auf frostgefährdetem Gelände. 'Keine der 
für diese Flächen erstellten Klima- und Bodengutach
ten weisen gute durchschnittliche oder gar Uherdurch
schnitUiche Weinbcrgseigmmg auf. In Ebenen und 
leilCht häillgig;en Gebieten >verden bevort.ugl ~uLe Ack<!r
lagen für die Erweite-rung des Weinbaues perangezo
gen, die überdurchschnit tlich hohe Erträge geringer und 
geringsle1· Güte ergeben. Für die Bestockun~ der Wein
.ber~~rwe~~~p~;ig,en "'.>'~rden vielfach Reb sp!ten ver
wendet.. .die sich vor allen Dingen durch grope Erträge 
auszeichnen. Insgesamt bringen die \Veinbcrg serweite
rungen erhellliche Mehrmengen an Wein, d je indessen 
fast ausnahmslos im Schnitt der J ahre me~r oder we
niger stark verbe.sserungsbedürrtlg sein we rdl'm. Es 
mul.l aber daran gedacht werden, das MeP,gen- und 
Ertragsverhältnis nicht zuungunsten der höherwertigen 
Weine zu vcrsi:hi~i.>cn, denn de r R11f 1le1·'. deutschen 
Weine, der au! die Dauer gesehen allein b'cstimmend 
für ihren Absatz sein wird, kann nur erh alte n we1·den, 
wenn niclit von Jahr zu Jahr s teigend kle ine und 
kleinste Qualitäten in den 'Verkehr kommen. Die Er
folge, d·e die soz.i<lle Marktwirtsch a ft mit der Mengen~ 
konjunktur a uf d em gewerblichen Sektor erzielt hat, 
lassen sieb nicht ohne weitere6 für die \l\Teihwirtscha!t 
kopi~r~n. ' 

Die Erweiterung der \Veinbergsftächen in: Tal- und 
Ackerlagen füht·t zwangsläufig w m Abrutschen des 
Weinbaues vom Hang in die Ebene. Denn ~m Wettbe
wet·b mit der Ebene w ird der mt-ist redlt m ühsame 

. :E:erg-Y;;e~nbä'ü""p;8ycliolÖgisch nicht mehr attrakti\r und 
prei.slLlch ruicht mehr- konkurre=fätl'ig s'e'in. S1' se.hr auch 
im Zuge d er Ratiunalisiemng des W~iubaues die Ar
beitserleichterung durch st örkere Mechanis,i<.'rung der 
Wein !Jt.:i.· ~::.;d·bd ten erwünscht ist, w ie s ie ·d ie Ebene 
und der leichte Hang natürlich ermöglichen, so darf 
doch dlese Tendenz nicht zur Aufga be der traditionel
len Wcinbaufiächen führen. Vo1· allem die rqinen Wein
tJ:aug~~~'9i!;n, jnIJ:li tipen . des geschlossenen Rf-bgeiändes, 
würden von der Entwicklung bet roffen, in: denen der 
Weinbau aus M;;ngel an ackerbaulichen Nutzflächen 
üb~~r·wiegend in Monokultur betrieben wird. Den 
cigcntlid'len Weinbau ern u nseres Landes, die in d en 
Weinbaugemeinden wohnen , Herr Kollege Schmidt, sei 
es nun in Rheinhessen, in der P falz oder an! der Mosel, 
können wir gar nicht mit einer Weinbcrgserweiterung 
helfen, und zwar deswegen, weil in diesen Gemi>in<le n 
überhaupt keine Acker- oder Wiesenftächen' mehr vor
handen sind und weil ei n sehr gewaltiger J\n teil unse
rer zünftigen Winzer eben nur von den We inbergs
flächen. lebt, die in den Gemeind en vorh~n<len ~nd. 
WE'ibere Flächen Sind nicht V'Orhan1den, w daß d·ie 
Ausdehnung in erster Linie - wenn wir ;e inmal die 
Ausdehnung im Flachland in de t· Pfalz und in Rhein - · 
hel'sen etwas mehr in den Vordergrund rücken, dort 
würden sie sich in der Hauptsache abspielen - nicht 
dem eigentlichen Weinbauern, sondern dem Gemischt
betrieb und dem bisher in seinem Schwerpµ nkt ackcr
baulich ai·beitenden L andwir t zugute käme und w ir 
dan1it z\v-e ife11os dem zünftigen '\•.'einbau '. e ine große 
Konkurrenz bereiten würden. , 

I~· IB~bi:i;i aUr d~n kommenden F:uropäisthen Markt 
ist etne Erweiterung der Weinberg!"flächen' n11m mei
nem Dafürhalten n icht allzusehr vertretbar. Denn die 
im Internationalen Weinamt zusammeng~chlossenen 
Weinbauländer, darunter auch die Bundesrepublik, 
haben sich seit längerem verpfiich.tet, an der Vermin
derung der Weinproduktion durch AnbciubL~chr~inkung 
mlittuwirken. Vor alli!>m aber hat Deu1Jschl~nd, a ls da s 
für den Wei?l!iJlnport intereS$anteste Land, ,sich bisher 
gegen die Liberalisierung der Weineinfuh,r in erster 
Linie. und . vo:rnehmlich auch deshalb zu \yehren ver
mocht, weil es auf die eigene strenge Anbaubeschrän-
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kung hinweisen konnte. Auch bei den Verhandlungen 
um die Gestaltung der Europäischen Wirtscllaftsge
meinscha!t wüid die An1baureg·elu111g eines der wich:tig
sten Argumente für einen besonderen Schutz unseres 
klimatisd1 benachteiligten Weinbaues sein. Ungeachtet 
der erweiterten Ernährungsmöglichkeit nach Inkraft
treten des EWG-Vertrages wird der Gesichtspunkt der 
Erniiht'ungssichemng von dem Problem der Anbau
regelung nicht zu trennen sein. 
Von den vorstehenden Erwägungen ausgehend hat die 
Lnndcst'egierung die Normenkontrollklage gegen das 
Urtdl des Bundesverwaltungsgerichts in Sachen Dra
thcn ./. Tiheinland-Pfalz für sachlicll und rechtlich et'
forcl<~rl"ch ernchtc>t. Das Urteil des Bundesvct'waltungs
gcridites hat die Verordnung über den Anbau von 
Weinreben vom 6. März 1937 weder aufgehoben noch 
su~pPndiert. Die Anbauregelung selbst wird nicht an
g<•l<istet. sondern im Gegenteil d ie Befugnis des Staa
tes zur Eri'cugungslenkung bejaht. Das Bundesverwal
tungsl(er 'cht hält nur zwei, wenn auch wesentliche Be
st:mmungcn, der ersten Anordnung zur Durchführung 
der Anbauv!.!rordnung für verfassungswidrig. Durch 
diese Rcditspl'e(·hung, Herr Kollege Schmidt - da 
haben Sie völlig recht -, sind die Schwierigkeiten bei 
der praktif:dwn Durchfüh1·ung der Anbauregelung 
außcrordcntlil'h vermehrt worden. Formell besteht die 
J\nb<tuvernrdnung unverändert weiter und muß nach 
dem geset~lichcn Befehl durchgerührt werden. Die vor
c1wlihnl1.:n imchlichen Gründe sprechen für die Durch
!ührung. Die wcinbaulichen Organ isationen fordern 
c;nhellig von der Landesregierung die Aufrechterhal
tung der J\nbaubeschrilnkung. Die materiellen Zweifel, 
d;c da!< Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes auf
wirft, llihmten indessen dieTätigkeit der mit dem Vollzug 
betrauten Verwaltungsbehörden. Dazu glaubt angesichts 
des günstigen Weinabsatzes des letzten Jahres eln 
'feil der Winzerschaft a n eine Chance in der Mengen
konjunktur und sct1.t sich, gestützt au! das Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts, über die Anbauregelung 
hinweg. Das Urteil war für solche Winzer dus Zeichen 
zur Vorbereitung ei·hcblicher Welnbergsneuanlagen. 
Die Landesregierung hat bisher die Anbauverordnung 
- das ist uuch heute noch meine Meinung - als einen 
Eckp!<.'iler der Weinbaupolitik betrachtel· Sie wird die 
Durd1Cüh1·ung dieser Verordnung nicht stillschweigend 
au!geben, solange nicht durch Spruch des Bundes
ve!'!assungsgerichtes autoritativ geklärt ist, ob und 
welche neuen Wege zu jener Frnge der Weinbaupolitik 
künftig eingeschlagen werden müssen. 
Herr Kollege Schmidt, ich gehe in einem mit Ihpen 
absolut einig: Die Frage, die wir hier behandeln, ist 
für uns von ganz entscheidender Bedeutung. Ich glaube 
nicht, daß die Bedenken, die Sie hier vortragen, ernst
haft un uns henmkommen, daß das Land irgendwie 
schndenersatzpfiichtig gemacht werden könnte. Das ist 
weder dle Meinung meiner Juristen noch die des Ju
stizministeriums. Ich bin aber auch der Meinung, daß 
wir dieses Problem einer ernsthaften Untersuchung 
irn Wc'nli<tuausschuß zuführen und genau nach alien 
Richtungen hin prüfen sollten, wie wir zumindesten 
die Brücke, bis die Normenkontl'ollklage beim Bundes
verfassungsgericht entschieden ist, überschlagen. In 
diesem Sinne würde ich auch meiner seits den Antrag 
des Herrn Kollegen Schmidt unterstützen, die Große 
Anfrage dem Weinbaua usschuß zur weiteren Behand
lung zu überweisen. 

Präsident Wolters: 
Meine Damen und Herren! Es ist der Antrag gestellt 
worden, d ie Große Anfrage dem Weinbauausschuß zur 
weiteren Beh<1ndlung zu überweisen. - Wird eine Aus
sprache gewünscht? - Bitte schön, der Herr Abgeord-

- ----. ------ ------
nete Dr. Habighorst von der Fraktion der CDU hat das 
Wort. 

Abg. Dr. llabighorst: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit der 
Großen Anfrage, die der Herr Kollege Schmidt eben 
hier begründet hat, wurde eine ganze Reihe von Fra
gen aufgeworfen. Er hat davon gesprochen, daß es s'ch 
um e5ne Schicksalsfrage des Weinbaues hundele. kh 
gehe in der Beurteilung dieser Frage nicht ganz mit 
ihm einig. Es ist nicht eine Schicksalsfrage, jedoch eine 
bedeutende, d ie man eingehend prüfen und untersu
chen muß. Es ist sicher doch mehr so, Herr Kollege 
Schmidt, wie der Herr Minister es auch darges tellt h<1t, 
daß in den vergangenen Hunderten v on Jnhrcn, wo 
man an der Mosel, am Rh.1>in, in der Pfalz, an der Ahr 
und an der Nahe Wc-in baute, alle Distrikte - im großen 
gesehen -, die anbauwürdig waren, bereits in Nut1.ung 
genommen wurden. !eh komme aus dem klcinste:n Wein
baugeb iet. Das habe ich erlebt in den Jahren nac:h 1915, 
w'e wir statt einer festen Währung eine Weinwährung 
hatten, daß man dazu überging, Wald abzuholzen und 
Weinberge anzulegen. Man hat sehr bald erkennen 
müssen, daß dus einfach nicht möglich ist. D ie Vorde
ren hätten diese Flächen bereit.-; in Anspruch genom
men, wenn es möglicll gewesen wiire, dort Weine zu 
ziehen, die auch auf dem Markt hätten bestehen kön
nen. Diese D'ngc haben sich nach der Währungsreform 
von selbst wieder geregelt und ausgeglichen. 
Es s!nd Fragen mit der Großen Anfrage angesprochen 
worden, die auch den Gemeinsamen Markt berühren. 
Ich bin folgender Meinung - ich glaube mit mir sind es 
auch meine Freunde -: Man muß a.lle diese Ein:i:eHra
gen einer ganz gründlichen übcrprüfung untert.iehen. 
Dazu sollte der Fachausschuß in den kommenden Wo
chen und Monaten la ufend diese Dinge einer genauen 
Untersuc.hun.g unterziehen und daraus die notwendigen 
Entschlüsse dem Parlament und der Regierung vor
legen. 
Wir möchten aber doch in der Zwischenzeit - ich will 
auf die Rechtsfragen n icht eingehen - die Regierung 
b 'tten, in der Handhabung dieser Verordnung n icht 
eine allzu große Starre walten zu lassen; denn ich 
glaube, der ganze Rechlssk-eit ist nur durch die nicht 
zeitgemäße Handha·bung diescrAn:l>au-Verordnung ent-
standen. (Zustimmung bei der FDP.) 
Man muß also die Dinge richtig sehen. In den Gebie
ten, wo an den Steilhängen Weinbau getrieben wird, 
wird man im Zuge der Rationalisierung, im Zuge der 
Verbilligung und Senkung der Bebauungskosten doch 
dazu kommen müssen, die Weinberge von den Steil
lagen in d:e Ebene zu verlegen. Es geht dabei - wenn 
das geschieht - gar nicht um eine Auswe itung der Wein
baufläche, sondern es geht praktisch n ur um eine Um
schichtung innerhalb des Betriebes. Ich bin auch der 
Meinung, wenn in irgendwelchen Gemarkungen noch 
anbau würdige Bodenflächen vorhanden sind, dann sollte 
man sie zu1 Aufstockung von Welnbet'gbct.riebcn mit 
heranziehen, damit der Einzelbetrieb gc:;tärkt und da
mit auch rentabel wird. 

(Abg. Weis: Sehr gut! -
Abg. Beckenbach: Hört, hört!) 

- Herr Kollege Beckenbach, diese Dinge werden nur 
in ganz begrenztem Maße möglich sein, aber wo sie 
möglich sind, wo ,also keine Frostge!ahr besteht, sollte 
man sie auch ruhig praktizieren, 
Herr Kollege Schmidt, ich muß ganz entschieden davor 
warnen, zwei Gruppen von Weinbnubctrieben entste
hen zu lassen, nämlich eine Gruppe, die sich des Schut
zes des Staates und der Allgemeinheit erfreuen kann, 
und eine Gruppe von Betrieben, die sich zu keiner Zeit 
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dieses Schutzes wit'd erfreuen können. Ich glaube, das 
wi rd au('h nirht möglich sein; denn diese Betriebe wer
den gam: autom<itisch in diese Sicherung hineinwach
sen. Es wird nicht möglich sein, zwei Klassen von 
W('inbaubctrieben aufrechtzued1alten oder zu schaf
fen . Das müssen wir ganz klar sehen. Aus diesem 
Grunrle müssen auch die Untersuchungen im Fachaus
schuß gründlich durchgeführt werden. Mehr brauchen 
Wl l' in diesem Zeitpunkt 7.U diesen Grundfragen nicht 
7.ll sagen. Wir sind mit Ihnen darüber einig, daß Ihre 
Große Anfrage zur weiteren Behandlung in den Wein
bau- und Wt>inwirtsdta!lsausschuß überwiesen wird. 
kh hoffe, daß wir uns nach der Beratung im Fachaus
schuß hier im Plenum noch einmal über diese F ragen 
untt:!rhalten können. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident WoUers: 

1Vf(\ine Damen und Herren! Das Wort hat Herr Abge
ordneter Glesius von der Frt>:kt.ion der FDP. 

Abg. Glesius: 
Meine Damen und He1·ren ! klt muß zu dem Problem 
doch kurz Stellung nehmen. Zunächst wollen wir ein
ma~ fest.stielle-n: Wer will ausweiten, und wer kann aus
weiten? Nicht ausweiten kann in 99 von 100 Fällen der 
Win:1<>r in den Ur-sprungsweinbaugcbieten, in denen 
Jalwlvmciertelang Weinbau getrieben wird; denn dort 
wcr<ien <1lle Flächen angebaut, die anzubauen sind. 
Was allerdings noch angebaut we1·den könnte, das sind 
ctie FHi<'hPn , die in den Frost- oder Katastrophenjahrt?n 
i mme1· ver~;igen werden. 
7.:u der geseLdichen Regelung einer A.nl>aubegrenzung 
kann man. doch sag~n, diese J.<'räge i:st nicht erst :Lm Drit
ten Rr>kh ent~tJanden, S<Jndern wir ,kif!nnen s'ie schon aus 
dem Mitt.elalter, und zwar haben damals schon die 
l"ül'stt•n df:'nirt.ige Regelungen getrofien. in denen sie 
\'C•rordneten, <lall nur dort Wein gebaut ,„·erden darf, 
wo Qu<1füii tswein wächst. 

{Ab~. Weis: Damals wurde auch Wein in 
Os lpn•uf3en gebaut!) 

- Bs iEt Woin gebaut wonli.::n bi;; nach Thorn hinauf, 
lfr1T Kol!PgP Weis. E;; ist doct Wein gebaut wot·den 
in E.'iner l.it'eifal'.h gröt\eren Ausdehnung, als wir sie 
li.:ulP kC'nnPn; nber dieser Wein ist untergegangen. 
\\':.ru m bt et· untergegangen? Weil er eben nid1t 
1Pbem•f>ihig war. Und da sollen wir heute Maßnahmen 
unter4ii t7.P'1 und eine neue Ausweitung vornehmen, 
von <lPr wir gpnciu \vi;;sen, dal3 dieser Wcinbau skhel'-
1 kh eb('n~o tmtergehen wird. wie eL' berei ts früher 
11nll•1·1o;ega11~t:n ist!'? - Was ich will, ist folgendes; Wir 
:-ollt.-n versuchen, unserem heutigen Winzerst<md, der 
e ine t<tus1:11djährige Tradition hat und an seiner Scholle 
li<ingt und k~mpft, der keine andere Möglichkeit einer 
Existenzgt·ündung hat, seine Existem: zu erhalten. 
Wt•r will Rusweiten? Zur ze;t vielleicht einige Kon
JUnkh1r-Leute, die im Moment mit billigen Ilcbsort.en 
:>llf gerine:en Rebflächen einen liilligen Wein erzeugen 
kiinnen, mit süß gehaltenem Most eine nicht vorhan
rl<'ne Qualität vortäuschen und somit dem wirklichen 
deu1sd1en Weinerzeuger Konkurrenz machen. Wir ha
ben S('hon im letzten Jahre erlebt, daß die eingeführ
t~·n ;mi;ländischen Süßmoste, die dort viel billiger und 
dnfllehPr €'rzeugt werden können als bei uns, den deut
i;dien Weinerzeugern st<irke Konkurrenz m achten. Ge
mm1'o i;;t es mit dem geringeren Most, der heute in den 
;iusgeweileten Flächen produziert wird. Bitt.e gehen Sie 
mal selbl'r in verschiedene Lokale und versuchen Sie, 
ob Sie dort einen anständigen und guten deutschen 
Wein bekommen. 

{Abg. Sdunidt: Herr Kollege! Wo bleiben Ihre 
liberalen Grundsätze !) 

- Me'ine liberallf'n G·run<lsätze •bestehen darin, daß ich 
einen Gemeinschaft!:;:;;inn hAl>e und einen Berufsstand, 
d~r um .seine . Exist.t'Ilz kämpft, erhalten haben will, 
n1cbt aber die Ei·haltung einiger Konjunkturritter, die 
aus der Not eine Tugend machen wollen. : 
Wenn Sie sich die Betriebe anschauen, die neute aus
weiten wollen, dann werden Sie feststellen, d aß es zum 
großeo. Tell .. G~lsdi.tbctri~J.>e am Ran,de de~ Weinbau
gebietes sind, zum Teil Betriebe, die noch n~e Weinbau 
getrieben haben, die keinen Keller, keine Presse ihr 
eigen nennen, die also nicht in der Lage ~ind, über
haupt Weinbau zu treiben. Die Moste Uegen dann im 
Herbst auf der Straße; in wenigen Tagen sind sie ver-

' 

derben. Wenn sie nicht - zu jedem Preis - an den Mann 
· gebracht werden, sind sie nicht abset?.bar. · .Jedenfalls 

1 
werden sie verkauft und bestimmen so de~ Preis für 
den Wein anderer Leute, di.e davon leben müssen. Es 

l sind also keine Winzer, Herr Kollege Schmidt, die aus-
weiten wollen, sondern es sind Leute, die eine gute 
Nebeneinnahme wittern. 
Und nun zu der Normenkontro!lklage als solt:hel'. Sie 
ist meines Erachtens berechtigt. Wir haben auf vielen 
anderen Gebieten des Lebens Vorschriften, wo die Ge
meinschaft irgendwie entweder eingeengt qder unter
st!ltz.t wird. Nehmen Sie die ganzen Bauvorschriften; 
nehmen Sw die WasserWirtschaCtsvorschbften! Sie 
können praktisch nehmen, was Sie wolltjn. Es gibt 
sogar Vorschriften für i;iie Gehälter de~ Beamten. 
Warum soll es nicht müglich sein, auch hier zum 
Schutze eines Standes e ine Maßnahme zu el'gl'eifen, 
die der Gemeinschaft dient. Ich bin auch nicJ1t dagegen, 
daß ein Winzerll ... l1°il-'h, wenn er die Möglichkeit zum 
A4fstocken hat, sich ausweitet und dabei diese Anord-

, .„~l:ffii!'"M"'~elB~~~@t' WölM gehandhabt w~rd. Das ist 
sclbstverstöndllch; es wird sogar im Hinblick auf Mn 
kommenden "Eut'opäischen Markt notwendig sein, die 
Flächen entsprcch('nd ausz11h11uen. . 

(Abg. Sim_onis: Die Praxis ist aber ander~ bisher!} 

l, .:-- l'tM:tJ.t.Jim!ili?fl..Y~~:e>i~M i~ es da oder dor~ a1bders ge
. ·· "WtGt&e.U.„Da.„w.l.i:' . .spa.t~• a,uf ,di~se Fragen zur~ckkommcn 
. \Verden, dud ich heute meine Ausführungen schließen . 
' kh wel'de mich beim nächsten Mal wieder zum Wort 

melden und dahn zu dlesen Dinge n auch nach der 
recntlichen und gi>meins<'.haftllchen Seite hiin Stellung 
n ehmen. ' 

(Beifall bei den Regierungspurteieh.) 
1 

Prbldent Woltc~: i Es liegen noC'h einige Wortmeldung~n vor. Der Herr 
- A,bj"E\Otdllef1fS-clfmtdt1iat den Antrng gest.ept: 

"'föe"'drolf~ "Jtfi1räge' Ir/346 wird dem W~inbau- und 
Weinwil'tsdrn!t.sausschuß mit der M:ißgal!ie überwie
sen, die rEChtlichen und wirtschaftlichen Fragen der 
Weinanbauregelung zu eI"örtern. ' 

Ich. darf in. diesem Zusammenhang sagen; es besteht 
wohl kein Zweifel darübet', daß dieser Antrag ange
nommen wird. so daß wir uns je~t au! eihige wenige 
grundsätzliche Dinge beschränken können! denn eine 
gründliche Aussprache wird ja nach der RUckkunft der 
Va,r~ag,e ,~\,\~ .9'~µiJ;us!!~uß hier im Plenur? des Land
tages stattfinden. - Das Wort hat nunmeh1· der Herr 
Abgeordnete Kef'i'l-Vön der FI"aktion der F~P. 

Abg. Kefn: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren!: kh bin der 
Auffassung, daß die Anbaubegl'enzung im ·Weinbau in 
der bis{lerigen Form - kh betone ausdrüclflich, in der 
bisherigen Form - ungerecht und untragpa r ist u nd 
auf die Dauer nicht aufrechterhalten w(lrden kann, 
wefl sie zu berechtigten Gegnerschaften fütjrt. Wir soll-
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tcn daher ernsthaft darüber bel'aten, was hier gesche
hen kann. Außerdem bedeutet diese Anbaubegrenzung 
in der bisherigen Form gleichzeitig eine Eigentumsbe
schl'finkung denen gegenüber, die außerhalb des frag
lichen Geländes liegen. Auch das ist ein Grund, die 
Angelegenheit ernsthaft zu prüfen. Die Möglichkeit 
dazu haben wir ja in unserem Weinbau- und Wein
w irtsc:ha!k;ausschuß. Wir haben als einziges Land die
s~·n Sonderausschuß für Weinbaufragen. Damit kommt 
zum Ausdruck, wie sehr wir uns mit den Weinbau
J rngcn bisher bcschä!tigt haben. Wenn der Weinbau
misschuß Uber diese Dinge berät, soll er auch an !ol
g(•ndcs denken. Es gibt vet•scbiedene Möglichkeiten, den 
<kutsch~n Weinbau zu schützen. Wir haben vorhin ge
hiirt - und insoweit stimme ich dem Herm Kollegen 
Schmidt vollinhaltlich zu -: der Qualitätsweinbau wlrd 
nicht gefährdet sein. Ich glaube, darüber dürfte hier 
Einigkeit be:; tchen. Der deutsche Qualitätsweinbau 
wird seine Stellung und Geltung in Deutschland, in 
Europa und in der Welt behaupten können, weil er sich 
diesen Ru! nun einmal gesichert hat. Auch der Kon
sumweinbau wird seine Stellung behalten. Hier bin ich 
7.uversichtllcher als ein Teil meiner Herren Vorredner. 
Hier kommt nämlich hinzu, daß der Verbrauch an Süß
mosten und Traubensäften ständig im Ansteigen be
gri C!en ist. Der Verbrauch an Süßmosten kann ferner 
dadun:h gesteigert werden, daß man Traubensäfte mit 
:mderen Naturprodukten - wie im Ausland - gemixt 
t1uf den Markt bringt, die dem Konsumenten vielfach 
besser zusagen, weil mancher Konsument einen Trau
bensaft, der ihm zu klebrig und zu schwer ist, ablehnt. 
Ich darf hier z. B. aur Österreich verweisen. Dort hat 
man derartige - auch kohlensäurehaltige - Getränke 
auf den Markt gebracht, die mit einem ungeahnten 
Erfolg abgesetzt wurden. Es kam sogar zu einem Pro
ieß zwischen der Herstellerfirma dieser Getränke und 
der Firma Coca-Cola, und Z\11ar angebHc.lJ. \vegen der 
Ahnlichkeit der Flaschen, aber zweifellos auch · wegen 
dt•1· Konkurtenz als solcher. Die Firma aber kann heute 
ihre Pt·odukte wieder herstellen, und der Absatz steigt 
so stark, daß sie bereits Filialen gründen will. 

Es besteht die Pflicht, bei der Betrachtung derartiger 
Dinge nicht nur darauf zu achten, daß die Autorität 
des Staates gewahrt wird, sondern es besteht auch die 
Pfilcht, darauf zu achten, daß alle Möglichkeiten zu 
einer Absatzsteigerung, zu einer Heranziehung des 
deutschen Bauern für die deutsche Versorgung restlos 
ausgenützt werden. Darauf müssen wir achten. 

Im übrigen möchte ich abschließend noch folgenqes 
sagen. Als ich heute in diese Sitzung kam, war ich 
überzeugt, allein zu stehen mit meiner Au!!assung, und 
ich bin daher deprimiert gekommen. Als dann die Aus
:;prache begann, habe ich plötzlich zu meiner großen 
Freude festgestellt, daß ich gar nicht so allein stehe, 
wie ich das befürchtet hatte, und daß man nicht daran 
denkt, was kh auf Grund der Handhabung der dies
bezüglichen Dinge in der letzten Zeit ebenfalls befürch
tet hatte, sagen wir: in der Form wie in einem Polizei
staa t nun vorzugehen und niederzuknüppeln, was nie
det"4uknüppeln is t. Ich bin !roh und glücklich, daß wir 
nicht so weit :;ind, meine Damen und Herren, und daß 
hier in diesem Hohen Hause wie ein roter Faden das 
Bemühen zu erkennen war, eine Lösung zu finden •. die 
sowohl dC'm d'<.'uts<:ht•n Weinbau, dem Wdnbau unseres 
Landes, innerhalb der Begrenzung gerecht wird - und 
diesen Schutz wünschen wir ja alle -, als aber auch ei
nigen Außenstehenden, die nun interessiert sind, ihre 
Kra!t und ihre Fähigkeiten einzusetzen, die Möglichkeit 
gibi, sich zu versuchen. Daran geht der deutsche Wein
bau nichi zugrunde; im Gegenteil, das kann nur be:.. 

fruchtend wirken. Wie gesagt: ICb bin froh, daß wir 
uns auf dieser Linie gefunden haben. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Wolters: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Weis. - Ich möchte 
aber bitten, daß jetzt die Rednerlis te zu scllließen ist. 

Abg. Weis: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Ich freue mich, daß in allen Fraktionen heute 
Stimmen laut geworden sind nach der Richtung hin, 
einmal etwas Positives für unseren deutschen Weinbau 
zu schaffen und Wege zu suchen, durch die ihm wirk
liche Hilfe geleistet werden kann. In der Vergangen
heit ging es ja meistens um Subventionen oder um 
Zuschüsse, um diese oder jene Hilfsmaßnahmen des 
Staates, für die ich niemals so sehr geschwärmt habe. 
Ich bin mehr d.'.\für - und bin immer dabei, wenn es 
gilt, sich dafür einzusetzen -, die Dinge vom Grunde 
her in Angriff zu nehmen, d. h. von Grund aus so zu 
gestalten, d:aß wir mit Dauererfolgen rechnen können. 
Mit e-.•;igen Sub~ntion.en und <iem Ruf nach kostcin
dcckenden Preisen, glaube ich, können wir unser Ziel 
nicht erreichen. Den kostendeckenden Preis haben wir 
einrz:ig und allein in der Produktionssteigerung und in 
dJCr Urukostensenkun.g zu suchen. Wenn wir ihn dort fin
den - und ich glaube, der Weg wiro der richtige seln -, 
dann haben wir eirue goute Arbeit geleistet, deren wir 
uns nicht zu schämen brauchen. Sehen Sie einmal, die 
deutsche Weinproduktion liegt doch ungefähr bei an
derthalb Prozent im Verhältnis zur europäischen. Ob 
wir nun jetzt hier in Deutschland diese anderthalb 
Prozent auf zwei ansteigen lassen oder ob wir 
unseren ganzen Weinbau in Deutschland vernicllten, 
wird den europäischen Markt weder be- noch ent
lasten. Von dort aus sind die Dinge nicht zu regeln. 
Was aber müssen wir tun, um hier Anschluß zu fin
den? Wir müssen uns soweit als es möglich ist, den Pro
duktionsbedingungen derjenig-en Länder anzupassen 
versuchen, die heute schon billig.er produzieren au! 
Grund von größ€ren Betriebsflächen„ auf Grund dessen. 
daß ihre Weinberge sich in Ebenen oder in kleinen 
Hanglegen ·befinden. Wir müssen versuchen, nach dieser 
Richtung hin :zru tendieren. 
Wer in Frankreich war - ich habe einige Male die Ge
legenheit wahrgenommen, mir dort die Dinge anzu
sehen -, der muß feststellen, daß in Frankreich in ver
schiedenen Gebieten die Weinbel'lge aus dem Hang in die 
Ebene hineingerutscht sind. Das kommt nicht von 'l.m
gefähr. Weiterhtin ist flestzustellen, daß in Frankreich 
noch etwas anderes vor sich geht, nämlich daß dort trotz 
aller Besti.mmun.gien Rebsorten angebaut werden, die 
bei uns bis heute noch nicht e~nrnal in den Versuchen 
zugela·ssen sind. 

(Landwirtschaftsminister Stübinger: Hybriden!) 

- Ja, Hybriden! Diese Hybriden, die in der Vergangen
heit den schlechten Ruf hatten. Inzwisch~n haben sich 
aber die Dinge geändert. Wer au.f diesem Gebiete 
etwas BQ.ochei<i weiß, der muß wissen., daß ~ heute 
Hybride02.üchtungcn gibt., di.e resistent nach verschiede
nen Richbungen hin und in der Lage sind, bei großer. 
Erträgen auch noch gute Qualitäten zu liefern. 
Sehen sie, das sind Din~e, die wir einmal untersuch<!'ll 
müssen. Denn wenn die Konkurrenzstaaten sich dieser 
Möglichkeiten bedienen, dann wäre es doch - verzeihen 
Sie den Ausdruck - allzu dumm, wenn wir uns 
hintansetzen wollten. Also, auch hier müssen wir 
irgendwie uns. an die Verhältnisse an.z-uglcichen 
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vN·suchen, die jene Länder schon lange Zecit vor 
un~ l'(•~s<'h<if.fen haben.. Wir müssen .al.so zu emer 
Produktionssteigerung kommen. Und das, was eben 
hier von einem meiner Vorn•dner gesagt worden i:::t, 
daß es nun darum gehe, jene Wim:er zu schützen, die 
in den St.eil!agen ihrc•n Wein bauen, daß man ihnen 
7.ullebe die Produktion beschränken müsse, ist doch, 
Wit> irh glaube, mit dem eben Gesagten glatt wider
Je~t. Denn der Europäische Markt wird nachher be
:-;timmen, was mit jenen Weinbergen geschieht, die sich 
t1C:i Bebauens n icht mehr lohnen. Und bevor es zum 
E\tropäischen Markt kommt, hat. ein anderer Umstand 
schon das Seine dazu getan, und zwar die notwendig 
.gewor<lene Te<:hnü:i-etimg. Infolge ArbeitermangeLs· und 
dP.r •hohen r ,öhne, die wir im Weinba'l.1 zahlen, milissen 
und auch gerne zahlen wollen, haben dazu geführt, daß 
di-r Anbau von Konsumweinen in Steillagen - ich spre
che jetzt nicht von den Qualitätsweinen; da bin ich 
d er Meinung meiner Vorredner: sie werden sich immer 
des Anbaus lohnen, gleich unter welchen Umständen 
sie auch er-.teugt werden mü.'Sl'>en - heute.9Chion nicht mehr 
lohnend iist. Denn der Betrieb, der sich masch&ntellier Ein
richtungen bedienen muß und sie nicht nutzbringend 
ansetzen kann, wird einfach nicht mehr mitkommen. 
Daher resultiert der Versuch der Winzer, den Mög
lichkeiten nachzugehen, die Reben in die Ebene hinein
zubringen, in jene Lagen, wo große Flächenerträge 
noch bei giuter u-nld mittelguter Qualität - also die leidl
ten Weine, wie eben der Herr Abgeordnete Schmidt 
sagte - zu erzeugen sind. Diese Weine werden dann 
bei einem Drittel der Bebauungskosten gegenüber dien: 
Stemagen und bei einem dreimal oo großeni Flächen
ertrag zu errzeugen sein. 

Und nun frage ich Sie: Soll das nicht ein Weg sein, der 
zum :lael führt? Ihm nachzugehen, sollte unsere Aufgabe 
sein; und es müßte Auf.gal>e der Behörden und des Staa
tes sein, diese nun so erkannte und in Angrüf genom
mene In\i.1Ji.ative 'd-er Winrz:er, die mao: cLurch dJi.e be
stehende Verordnung in ihrer Initiativ~ hemmen will, 
zu fördern. Denn g18'Uben Si-e doch nieht, dall3 die
jenigen, die mm einmal bereit sind, unter eiin~m Risiko 
etwas anderes zu tun, die Schlechtesten und Rückstän
digsten sind. Das sind jene Betriebe und Betriebsfüh
rer unseres Berufsstandes, die von sich aus den rich
tigen Weg erkannt haben und bereit sind, ihn zu gehen. 
Die:::e Winzer zu unterstützen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, müßte unsere Aufgabe und die 
des Staates sein, zwar dann auch die Dinge richtig zu 
lenken und alle Fachkräfte dafür einzllsetzen. Regulie
rend und ordnend hier einzugreifen und helfend: und 
bex>aiend mitzuwirken„ sollte dal'llll. auch die Aufgabe un
se:rer Lehranstalten und Fachh-räfte im Lande sein. 
Gehen wir diesen Weg, dann braucht uns auch in der 
Zukunft um den deutschen Weinbau nicht bange zu 
sein. 

(Beifall des Hauses.} 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Ich lasse jetzt abstimmen 
über den Antrag des Abgeordneten Schmidt, den ich 
soeben verlesen habe. Wer dem Antrag zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeicllen! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! - Ich stelle die einstimmige An
nahme fest. 

Punltt 4 der Tagesordnung: 

Berichterstattung des Wirtschafts- und Wieder
aufbauu.ussebusses zu den Anträg~n der Frak-

tlonen der CDU und SPD betreffend Rheln
brücken bei Mainz 

- Dru<'ks~chen II/277 /2831335 - . 

Die Berichten~tatiung des Ausschusses erfolgt durch 
Herrn Apgeordneten Heller, dem ich hierll}it das Wort 
el'teile. 

Abg. Heller: 
Herr Präsldent! Meine Damen und Herren! Bei der 
Beri<;hter.lfiattung handelt es sit'h um den ·Rheinbri.lk
kenbau bei Mainz, die Drucksache Il/ 277 - , Antrag der 
CD'Q. "'.9m .. ~ ,Apri~ 1957 -, die Drucksache tI/283 - An
trag der. SPD vom 7. Mai 1957 - und schlieOlich um die 
Drucksache II/335 - Antrag des Wirtschaft.$- und Wie
deraufbauausschusses vom 5. Dezember 1957. Der An
trM der CDU betre.c!end RheinbrückcnbaUi bei Mainz
Weisenau wurde am 7. Mai 1957 von diesem Hohen 
Hause elru;tirnmlg angenommen. Der Antrag der SPD 
wurde dem Wirtschafts- und Wiederaufbauausschuß 
zur Bearbeitung überwiesen. In seiner Sitzung am 4. 
Dezember 1957 hat der Ausschuß an Hand von Plänen 
und ausführlichen Berichten durch die Hei;-ren Vertre
ter des Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr eine 
lang~ und . gründliche Aussprache geführt und dabei 
festgestellt, daß die Planung zum Bau der Rheinbrücke 
Mainz-Weisenau, besser gesagt: der Südbrticke, fertig
gestellt und die Finanzierung gesichert ist. Zum Bau 
der Nordbrticke ist die Vorplanung vorgelegt und nach 
eingehender Aussprache im Rahmen des Gesamtvor
habens für gut befunden worden. Die Finanzierung ist 
ebenfalls. geregelt, und zwar übernimmt der Bund die 

. lUlf~~ .d~r„:KQSten, den Rest \fagen die be!den Länder 
und die beteiligten Städte. Der Aussclluß ist unter die- -
sen Voraussetzungen einstimmig zu der' Auffassung 
gekommen, daß beide Brücken gebaut werden sollen, 
wobei die Südbrücke, nachdem alle Vor~rbeiten ge
leistet sind, mit Vorrang in Angriff genommen werden 
soll. Dl.e Planu1ng der Norul:>riüclce !>Oll schinieHst-ens durch
ge:f!ührit werden, so daß dann sofort auch mit dem Bau 
dieser Brücke begonnen we1·den kann. 

Der Ausschuß hat da her dem Hohen Hau~e folgenden 
Antrag vorge1egt: 

ber Landtag wolle beschließen: 
Der Landtag anerkennt die dringende Notwendigkeit 
des Baues sowohl der Rheinbrücke bei Weisenau wie 
der Rheinbrücke im nördlichen Raum von Mainz und 
1:,i~!i,i~Q/::~~t, . . di~· d~u erforderlichen Arbeiten um-
geheod 'i!i ,Angriff zu nehmen. : 

I<:b, l;>itj;~„.4;as .„:HPhe. :ij;e,u~ im Namen des ;Aussclmsses 
um ZµstimmJ.mg. j 

(Beifail des Hauses.) 1 

Präsident Wolters: 
Ich danke dem Herrn Berkhterstatter für die Bericht
erstattung. Ich lasse über den Antrag Drucksache II/335 
abstimmen. Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen! ·- Die Gegenprobe! ~ Stimment
haltung! - Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf den 

Punkt 5 der Tagesordnung: 
Berichterstattung des Kulturpolitisclien Aus
schusses und des Haushalts- und Finanzaus
schusses zu der Großen Anfrage der Fraktion 
der SPD betreffend Fragen des tedmischen 

Nachwuchses ' 
1 

- Drucksachen II/315/349 - : 
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\l'l'äsldent Woltet•s) 

Dle Berichtcr:>tattung des Kulturpolitischen Ausschus
ses erfolgt durch Herrn Abgeordneten Dr. Rösler, dem 
ich das Wort erteile. - Herr AbgeGrdneter Dr. Rösler 
wird auch gleichzeitig die Berichtcr:;lattung des Haus
halts- und Finanzausschusses übernehmen. 

Al.>1-t. Dr. Rösler: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In seiner 
Si t.:wng vom 25. Oktober vet'gangenen Jahres beschäf
tigte sich der Kulturpolitische Ausschuß mit der Gro
flc-n Anfrage der SPD, betreffend Fragen des techni
schen Nadiwuchses - Dl'ucksachen II/145/198/261 -. Der 
Hcn· Kultusminister nahm in seinen eingehenden Aus
führungen entsprechend der Untet'teilung der Großen 
Anfrngc, erst~ns zu d~r Verwendung der dem Lanide 
Hheinbnd-Pfalz 11us Bundesmittein zur Verfügung ge
stellten zirka 2 Millionen DM und zweitens zur Frage 
der Schaffung einer größeren Anzahl von Freiplätzen 
an dem Ins<'ni·eurschul-en uns('res Landes, Stellung. 
Der Hcn· Minister bedauerte zunächst, daß in die Ver
teilung der vom Bund gegebenen Gesamtsumme von 
30 Millionen DM auch die technischen Hochschulen ein
bezogen worden seien, weil die Landesregierung der 
Au!!assung sci, daß nicht so sehr an rechruischen Wis
senschaftlern und Diplomingenieuren, als vielmehr an 
Industrieingenieuren Mangel bestehe. Dem Lande 
Rheinland-Pfalz wurde also, wie bereits erwähnt, ins
gesamt der Betrag von zirka 2 Millionen DM zur Ver
fügung gestellt. Dieser Betl'ag ist ausschließlich für die 
Vermehrung von Studienplätzen an unseren techni
:;chcn Lehranstalten vorgesehen. Im einzelnen ist die 
Verw<'ndung wie folgt gedacht: 

1. Bau der Ingenieurschule in Kaiserslautern. Für die
sen Zweck hat das Kultusministerium einen Betrag 
von 1 Million DM vorgesehen. 

2. Koblenz: Dort isit ein Neubau erforderlich, mit einem 
Gesamtaufwand von etwa 625 000 DM. 

3. Rheinische Ingenieurschule Bingen: Dort ist ein Er
weiterungsbau vorgesehen und zum Teil bereits im 
Gange - ein Maschinenhaus -, der einen staatlichen 
Zuschuß von etwa 160 000 DM benötigt. 
An der Staat.sbauschule in Trier ist eine bauliche 
Erweiterung zur Zeit noch nicht möglich, da das hier
fül' in Frage kommende Nachbargebäude noch nicht 
in das Eigentum des Landes übergegangen ist. 

Die genannten baulichen Erweiterungen bieten in be
zug au! die Vergrößerung der Aufnahmefähigkeit bei 
den einzelnen Lehranstalten folgendes Bild, und zwar 
a) hinsichtlich der Zahl der Dozenten und b) hinsicht
lich der Zahl der Studierenden: 
Koblenz: Im Jahre 1956 waren in Koblenz 24 Dozenten 
bei 826 Studierenden tätig. Im Jahre 1957 waren es 2.9 
Dozenten bei 850 Studierenden. 1958 ist in Aussicht 
genommen, 45 Dozenten bei 920 bis 930 Studierenden 
einzusetzen. 
Trier: Im Jalm: 1956 waren dort 18 Dozenten tätig bei 
314 Studierenden. Im Jahre 1957 waren es 23 Dozentim 
bei 370 Studierenden. Da - wie ich schon erwähnte -
der Erweiterungsbau in Trier im Augenblick noch 
nidlt müglidl ist, kann natilrlich für 1958 eine weitere 
Disposition nicht getroffen werden. 
Mainz: Im Jahre 1956 26 Dozenten, 342 Studierende. 
1957: 31 Dozenten, 422 Studierende. Für 1958 ist ge
plant, 40 Dozenten bei 565 Anmeldungen von Studie
renden einzusetzen. 
Bingen: Im Jahre 1956 2.7 Dozenten bei 705 Studieren
den. Im Jahre 1957 32 Dozenten bei 715 Studierenden 
und 1958 bei 45 Dozenten 760 Studierende. 
Für die Technische Lehranstalt in Kaiserslautern ist 

eine Gesamtkapazität von etwa 1000 Studienplätzen 
vorgesehen. 
Die Gesamtzunahme der Studienplätze beträgt also von 
1956 bis 1.957 im Lande Rheinland-Pfalz 1438, das sind 
tm:ge.fäh.1· 65,7 v. H. für 1957 als Zunahme im Vergleich 
zum Jahr 1956. 

Und nun zum zweiten Teil der Großen Anfrage, die 
sich mit der Frage nach der Vermehrung der Frei
plätze an den technischen Lehranstalten beschäftigt. 
Der Herr Minister führte zunächst aus, daß die vom 
Bund an die deutschen Länder gegebenen insgesamt 30 
Millionen DM nichts mit Freiplatzgewl:ihrung zu tun 
haben, sondern zweckgebunden sind für Bauvorhaben, 
zu denen nach bekanntem Rezept das Land einen gleich 
hohen Betrag iur Verfügung stellen muß. Die ausge
sprochenen Stipendienmittel wurden auf 190 DM pro 
Student erhöht. Unser Land kam bei dieser Verteilung 
schlecht weg, weil es bereits 86 DM pro Student ge
währt hatte und infolgedessen nur 104 DM, also den 
Differenzbetrag bis 190 DM, erhielt. Es wurde vom 
Kultusministerium diesbezüglich eine Eingabe an das 
Bundesinnenministerium gerichtet und von dort eine 
Nachzahlung von 2 Millionen DM in Aussicht gestellt. 
Nun zur Handhabung der Stipendien selbst. Im Jahre 
1956 gab es im Lande Rheinland-Pfalz 15 v. H. Frei
plätze an den technischen höheren Lehranstalten. Im 
Jahre 1957 wurde dieser Prozentsatz verdoppelt, das 
heißt, es gab im Jahre 1957 30 v. H. Freiplätze. Das 
Ministerium ist im Augenblick noch mit der Prü!ung 
der Frage beschäftigt, ob im Jahre 1958 eine erneute 
Erhöhung del" Zahl der Freiplätze vorgenommen wer
den muß. Allerdings scheint man beim Ministerium 
heute bereits der Auffassung zu sein, daß eine noch
malige Erhöhung nicht notwendig ist, zumal die Indu
strie selbst an der Ausbildung der Ingenieure sehr 
interessiert ist und auch geneigt und bereit ist, größere 
Ausbildungshilfen zu leisten. 
Eine wesentliche Änderung in bezug auf die Stipen
diengewährung ist insofern eingetreten, als in jüngster 
Zeit - diese Regelung besteht seit einigen Wochen -
bereits für die Vorsemester Freistellen geschaffen wor
den sind und Stipendien verteilt werden, was bisher 
nicht der Fall war. 
In der sich anschließenden Diskussion ging es in der 
Hauptsache um die Erörterung einer Reihe von Teil
tragen, die ich, um Sie ein klein wenig ins Bild zu 
setzen, lediglich stichwortartig wiedergeben möchte. 
Die erste Frage, die in der Diskussion eine Rolle spielte, 
war die: zentrale oder dezentralisierte Verwendung der 
Bundesmittel für den technischen Nachwuchs. 
2. Das Problem der Abwerbung unserer Dozenten durch 
andere Länder und die für unser Land daraus sich 
ergebenden Konsequenzen. 
3. Studienbeihilfen in den Vorsemestern in Gegenilber
stellun-g zum· soglC'flannben zweioon Bildungsweg, alro 
deru Vo11bereit'Un!liSkursen unter Mitwirkung der BcruC.s
schulen. 
4. Personelle und :fachliche Schwerpunktbildung. Hier
auf konnte geantwortet bzw. es konnte in diesem Punkte 
insofern Klarheit geschaffen werden, als wir ja prak
tisch an allen technischen höheren Lehranstalten 
unseres Landes bereits eine gewisse Schwerpunktbil
dung haben, zum Beispiel in Trier, Koblenz und Mainz 
in bezug auf das Bauwesen, in Bingen für Elektrotech
nik und Maschinenbau usw. 
5. Die Tätigkeit des Wissenschaftst·ates, wozu der kon
krete Wunsch geäußert wurde, daß der Kulturpolitische 
Ausschuß fortlaufend über die Tätigkeit des Wissen
schaftsrates unterrichtet werde. 
Meine Damen und Herren, eine völlig abschließend<? 
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ror. Rösler) 

Beratung der Großen Anfrage ist natürlich aus der 
Natur der Sache heraus nicht möglich, da es sich hier 
um ein Problem handelt, das ja dauernd neue Fragen 
aufwirft und laufend weiter diskutiert werden muß. 

(Sehr richtig! bei CDU und SPD.) 

Trotzdem kam der Kulturpolitische Ausschuß gewis
S'ffi'IIIlaßien als Resümee seiner Atrlfa.ssung zu ein<elll ei.n
stimmigen Beschluß, der Ihnen in der Drucksache II/315 
vorliegt und um dessen Annahme der Kulturpolitische 
Ausschuß bittet. 
Der Vorsitzende des Haushalts- und Finanzausschusses 
hat mich gebeten, dem Hohen Haus zur Kenntnis zu. 
bringen, daß sich der Haushalts- und Finanzausschuß 
in allen wesentlichen Fragen bezüglich der Förderung 
des technischen Nachwuchses den Auffassungen des 
Kulturpolitischen Ausschusses anschließt. 

(Beifall des Hauses.) 

Pl'äsident Wolters: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seine Be
richte1·stattung für die beiden Ausschüsse. Ich lasse ab
stimmen über die Drucksache II/315 des Kulturpoliti
schen Ausschusses und die Drucksache II/349 des Haus
halts- und Finanzausschusses. Wer den beiden Anträ
gen der beiden Ausschüsse zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmentbal
tungl - Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

lch rufe auf den Pa.nlti 6 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betreffend 
Gemeindefinanzen und Pfiicbt zur Flüchtlings

unterbringung 
- Dl'ucksache ll/345 -

Die Begründung der Großen Anfrage edolgt durch den 
Abgeor.dneten Bauer von der Fraktion der SPD. 

Abg. Bauer: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren1 Heute mor
gen sangen die Mädchen zu unserer Begrüßung die 
Worte: „Des Lebens Sonnenschein ist Singen und Fröh
lichsein. ~ Bei dem Thema, das ich zu behandeln habe, 
werden uns alle drei Dinge, das Singen, der Sonnen
schein und das Fröhlichsein, vergehen. 

Als im April 1950 die ersten Heimatvertriebenen in 
den Landkreis Koblenz und in unser Land ganz allge
mein kamen, da wu1'<ien sie nicht gerade mit Pauken 
und Trompeten, aber immerhin vom Landrat, Bürger
meister, von der Geistlichkeit, von der Arbeiterwohl
fahrt, vom Roten Kreuz, von der Ca.1:ims oHizieill emp
fangen und begrüßt,· und viele gute Worte wurden da
maJs gesprochen. Vieles von dem, was dJamals 
gesprochen worden ist, ist inzwischen auch gehalten 
worden. Viele Flüchtlinge, die in jenen Jahren kamen, 
sind inzwischen bei uns heimisch geworden, haben wie
der Haus und Hof, Arbeit und Beruf bekommen. Es 
war ·klar, daß sie nicht ewig grünen blieb, diese Zeit 
der jungen L iebe. Das Leben stumpft ab, und wenn 
sich solche Dinge wiederholen, dann verlieren sie für 
den einzelnen, der wiederholt dabei ist, ihre Bedeu
tung. Schon drei Jahre später, am 5. Mai 1953, mußte 
ich hier im Namen meiner Fraktion eine Große An
frage begründen, die das gleiche Thema b.ehandelte, 
wie die heutige, nur mit dem Unterschied, daß inzwi
schen eine Lage entstanden ist, die von den Gemeinden 
einfach nicht mehr gemeistert werden kann. Damals 
konnte der Vertreter der Regierung, Herr Staat.ssekre
tär Junglas, darauf hinweisen, daß die Regierung alles 
zur Unterstützung der Gemeinden bei der Unterbrin-

gung und Seßhaftmachung der Flüchtlinge .getan habe, 
wa.B m "ihren Kräften stQnd. Ich bin. sicher, dlaß er 
das. !i!,U~„ .q,~~te ~wieder sagen wird. Aber selbst, wenn 
das zutrifft, bleibt doch die Tatsache bestehen, daß die 
Gea:ne.i:nden heute n'icht mehr weit€-r'kön1',en„ Darauf 
hinzuweisen, lst der Zweck unserer Großen Anfrage, 
die Ihnen in der Drucksache II/345 vorliegt. 

Die sozialdemokratische Fraktion will mit' dieser An
frage einmal mehr die bekannte Tatsache hera.usstel
l e'n, daß eile Gemeinden in der Frage der :Flüchtlings-
11rnterib11i1nigung und -'bet"reuung am En'de :ihrer Kraft 
sind. Ich darf als e!ne Bestätigung des von mir Vorzu
tragenden auf die Ausführungen -des Bürgermeisters 
Teusch aus Schif1erstadt in der Mitglieqerve1·samm
lung des Gemeindetages in Bingen am 5. gu!i hinwei
sen, die Ihnen allen sicher bekannt sind, Wir haben 
leider nicht gehört, wie und ob die Regie.i,tung auf die 
dort vorgebrachten Klagen und Vorschläge des Ge
meindetages in irgendeiner F·orm reagiert hat, trotz
dem sie dort church zwe-i Mi:rrister vertreten war. Die 
ooz:ialidem.okrati<Sehe Fraktion fühlt die V~rpflichtung, 
den v~~h zu machen, drie Regierung durcj1 die heubige 

\ . G1"9.l}e ~~ ~Reden zu. briingoen. i 
Meine Damen und Herren1 Der Strom der '. aus den ab
getrennten deutschen Gebieten kommenden Deutschen 
reißt nicht ab. 1950 waren es Heimatvertriebene, die 
buchstäblich von Haus und Hof vertrieben worden 
sind. Es folgten die Flüchtlinge, die als aus politi
schen Gründen Verfolgte hierher kamen, Um in einem 
Lande der westlichen Freiheit staatsbürgerliche Frei
heit und neue Lebensbedingungen zu suchen. Sie haben 
sie auch gefunden, und ihnen zu helfen, ist uns allen 
auch kein Opfer zu groß und zu schweir. Es ist das 
unser Beikag für die Freiheit, de1·en wir uns erfreuen. 
Erforderte die Unterbringung und die Be;treuung die
ser beiden Flüchtlingsgruppen schon große Leistungen, 
so stellt die dritte Gruppe, die ich als Op?er der Wirt
schaftswunder-Propaganda der Regierung bezeichnen 
möchte, die Gemeinden doch vor eine uni!ösbare Auf
giabe, weifl v·on· der Regi-erung für d~ese Gruppe 
nicht . sehr viel getan wird. Die gan~e Last der 
Versorgung dieser Leute liegt auf den G~meinden. 

1 

Ich denke zum Bclspiel an Leute, <lie au~ r einer wirt
schaftlicher Spekulation heraus herüberkommen, ir
gendl\i\l'o in ein Dorf eingewiesen we~n µnd dort mit 

. Mühe und Not ein Unterkommen findeJY.. Sie finden 
aber keLne Arlbeit. Land unid Bund geben nichts dafü~-. 
Die sozialen Leistungen liegen ganz allgeiheln auf die
ser kleinen Gemeinde, höchl:itensfalls daß der Kreis 
sich daran beteiligt oder die Lasten ganz ~er Gemeinde 
abnimmt. Das i,st e'i:n Problem, das in dtesen kleinen 
Gemei>lldeni eioos Tages so oder so gelöst v•l!€r.c!.ein muß. 

Der Herr Staatssekretär Junglas weiß - s~inen eigenen 
Erklärungen zufolge - um die Not in den Gemeinden. 
Er ist durch das Land gefahren und hat mit den Land
räten und Bürgermeistern gesprochen. sie haben ihm 
klaren Wein· eingeschenkt, was nicht immer gnädig 
aufgenommen worden ist. Was aber war: seiner Weis
heit 1etzter Schluß·? ,.Die Flücht1inge kom!men, iund Ibr 
müßt sie unterbringen; seht zu, wie." Zuletzt hat er 
dies mein.es Wdssens noch am 12. Dezember 1957 hier ion 
Mainz ausgesprochen. 

1 
Meine Damen und Herren! Das ist mein~r Auffassung 
nach zu billig. So kann man es nicht macllen. Im Land
krei~ ... ~o}?l~!J!Z. J1at„ m~n daraufhin, untel: dem Druck 
der Regierung, ein Barackenlager für ~O 000 DM zu 
bauen angefangen. 50 v. H. davon gibt ~roßzügig das 
Land, die anderen 50 v. H. müssen Kreis 'und Gemein

.~7:\i';, ,~i:~ffl,e?r,„P:l~~b~n Sie, meine Damenj und Herren, 
damit w~re das Problem gelöst? Meinen Sie, die 
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cBauen 
Leute, die in diese Baracken eingewiesen werden, 
wtiren überzeugt von Ihrem Wirtschaftswunder, wenn 
sie aus der einen Ba1-acke in die andere hinein gesetzt 
wel"dcn und dunn hier in einer solchen Baracke in Zu
kunrt Gott weiß wie lange hausen sollen? Sie haben 
nach dieser Propaganda erwartet, hier im Westen 
mehr zu finden. 

Wir wissen, daß auf dem flachen Lande noch mancher 
Flüchtling ·unterzubringen wäre. Aber was sollen sie 
dort? Entliweder findet er keinen Arbc'itsplatz oder der 
Weg zum Arbeitsplatz in der nahen oder weitentfern
ten Stadt edordert Aufwendungen an Zeit, Geld und 
Opfern, die nicht jeder bereit ist zu trngen, die auch 
oft aus dem zu erzielten Verdienst ga1· nicht :LU be
!i\rciten sind. Dann ziehen sie in die Städte und suchen 
sich dort A1·bcit. Dort ..:nt.$tehen da nn die Flüchtlings
xh~ lung•en. Nil"tnand denkt daran, meine Damen und 
lll'l'l''l'n, wa,,; in den S1!iidlen einmal werden S'Oll, 
wenn e:> vorbei isl mit dem Wirtschaftswunder. Die 
F!Uditlinge sitzen dann dort. als ein'C zusätzliche Be
las tung der Gcmein<lcn. Das Grundg.t.»setz s-ichel'l jed~m 
Ir<•ic Wahl sein.es Wohn.ffiti:cs; wir tragen dem Rechnung. 
Aber die Gemeinden können die Lasten nicht tragen. Man 
kann ihnen auch nicht vorwerfen, daß sie ihre Aufgabe 
nicht erkannt hätbcn. Wenn zum Bcisp-ie·l-ein.c Stadt eine 
Hau:;halt.ungsschulc schtießt, um ein FlüchW.nigslager 
d<ttCIUS l',u machen, w•onn andet-e Städt'C dazu übergehen, 
Baracken un<l Dchclfsheime zu bauen, um der Not Herr 
zu werden, wenn sie Scl1ulden machen, um bauen zu 
können, und die Lasten zur Unterstützung Hilfäbe
dür!tii.:er tragen, die vom Land und Bund nicht über
nommen werden, dann muß einmal der Augenblick 
komm~'n, in dem auch (for letzte Stadtrat, Gemeinderat 
und d<>r lct7.tc Bürgermeister sagt: „Ic:h kunn nicht 
mch1-, wir sind am Ende." 
Nnch meiner Auffassung, meine Damen und Herren, 
ist dieser Zeitpunkt da. Gerade heute morgen um 
7 Uhr konnten Sie in den Rundfunknachl'ichtcn hören, 
duß der Kreisuusschuß des Landkreises Kaiserslautern 
beschlossen hat, eine Deputation zur· Regierung zu 
schicken, die ihr den Ernst der Lage und die Unmög
lid1kcit, noch etwas zu tun, vortragen soll. Es vergeht 
keine Landräte- und Bürgcrmeislen:usammenkunft, in 
der nicht über dieses Thema gesprochen und die Un
möglichkeit festgestellt wil'd, weiteres zu tun. Feslzu
xtC'lJen ist uuch eine gewisse Richtungslosigkeit auf 
:H.:i~·n der Regierung bei der Unrerstüt.zunig <ier Ge
meinden. Wenn zum Beispiel in Ludwigshafen ein 
Haum mit Toile'lte für eine ganze Familie pro Kubik
ml'lt·r 68 DM kosten darf, wird in Speyer bei•eits der 
Zuschuß abgdehnt, obwohl zwei Räume mit Toiwttie nur 
54 DM pro Ku'bikmet·cr kos~n. Das ist dann für Speyer 
zu t<~U\.'r. Dann spN:Chen Beamte des Ministeriums da
von, das sei :::ozia!C>r Wohnl.llnigSbau. Man so11t.e diese Be
amten dort hineinschicken und die FHi.chtHnge in ihre 
~grn1Cn Wohniung1tm, dann wüt'Cll'n s i.e vielleicht eoinen 
DcgriI! vom S07.ial>en Wohnungsbau bekommen. D ie Ge
meinden c1·haltl:n me'hr Flüchtlinge als Mittel, um ihnen 
hc>lfon zu können. Diese Mittel kommen häufig auch 
noch zu spät. Die Geldzuweisungen sind eine Ange
Jeg(•nh<.'it mit Spätzü.nidung. Daher entS'teht eine Notlagre 
drei· Gemeinde n. 
Im März 1957 bot die Regierung Mittel für 3580 Woh
n'U.Ilgcn an, die sofort zur Verfüg1unig stü.ndlen. Ein 
La11dkrc-is beantragt'<! im gleichen Monat Mittel für 
200 Wohnungen. Nach neun Monaten waren dann end
lich die Mittel für 40 Wohnungen bereitgestellt. leb 
hoffe, daß die Mittel für die anderen 3540 Wohnungen 
in Kreise ge!lossen sind, die noch schneller waren als 
der von mir zitierte Landk1-eis. Im übrigen will ich keine 
Zahlen nennen. Bei unserem Milliardenrausch ver
lieren Proklamationen von Zahlen ihre Wirkung. 

Alle betro!!enen Behörden sollten fe:>t:;tellen, daß man 
am Ende ist und Schluß machen mit der Propaganda, 
die drüben im Osten den Eindruck erweckt, als wenn 
die Menschen in ein Land kämen, in dem Milch und 
Honig :fließt. Wir behelfen uns draußen damit, die 
Flüchtlinge in Gasthäusern unterzubringen. Sieben Tage 
lang duldet und unterstützt die Regiernng das. Danach 
- von Ausnahmen abgesehen - nicht mehr. Ja, meine 
Damen und Herren, in sieben Tagen ist die Welt er
schaffen worden. Aber das Wohnungsamt, das in sie
ben Tagen eine Flüchtlingsfamilie unterbringt, kann 
man sich in der Bundesrepublik suchen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das Flüchtlingsprogn1mm ist eine politbdic Aufgabe. 
(Abg. Dr. Habighorst: Aber Herr Kollege Bauer, 
die Flüchtlinge kommen doch nicht der PropH
ganda wegen. Wieviel Prozent kommen denn aus 
Propagandagründen? Sie müssen die Dinge doch 

richtigstellen!) 
- Herr Kollege Dr. Habighorst , ich werde den Eindruck 
nicht los, daß sehr viele heute kommen, weil sie eben 
glauben, hier ins Paradies zu kommen. Das ist eben 
der Irrtum, einmal für die Leute selbst und zum an
deren auch für uns, die wir die Leidtragenden sind. 

(Abg. Dr. Habighorst: \Vir machen doch keine Pro
paganda dafür! - Abg. Herlel: Das bewit·ken die 
Inserate des Ministers Erhat·d. Sie s ind in der 
Tendenz ganz plump! - Abg. Dr. Habighorst: Das 

können Sie nicht :>agen!) 

Der Herr Staatssekretär Junglas hat in einem Artikel 
der „Staats-Zeitung" am 18. Mai geschrieben: 

Das Schicksal der Vertriebenen und Flüchtlinge 
kann man nicht mit dem kühlen Blick des Rech
ners bctl'achten und abwägen. Ihre Aufnahme und 
Eingliederung war und ist in erster Linie ein 
menschliches Problem, dessen Lösung sich aus der 
gemeinsamen christlichen Lebensauffassung ergibt. 

(Abg. Hertel; Sehr richtig!) 
Meine Damen und Herren! Ich stimme dem zu. kh will 
niemanden zu nahe treten, wenn ich feststelle, daß 
nicht überall in den deutschen Landen dieses Gefühl 
für diese christliche Gemeinsamkeit, die auch eine Ver
pflichtung in sich birgt, vorhanden ist. 

(Abg. Hert.el: Die Herzen sind vel'hill"tet!) 

Ich will meine Ausführungen etwas kürzen, weil die 
Zeit zu weit vorgeschritten isl 
Ich habe Verständnis für die Lage der Regierung. Wir 
als Volksvertreter haben aber die Pflicht, immer wie
der unsere Stimme zu erheben und auf tat.sächliche 
Zustände hinzuweisen. Die „Staats-Z1:itung" hat am 
29. Dezember in Fettdruck berichtet: 

Der Vorkriegsstand an Wohnungen ist schon weit 
überschritten. 

Das is t sicher sehr erfreulich. Was abl.!r nützt dic,;cr 
Wohnungsbau, wenn für jede neue Wohnung zwei neue 
Anwärter auftauchen. Was soll werden, wenn - weil 
kein Geld mehr da ist - einfach nicht mehr gebaut 
werden kann, wie es sich schon andeutet, trotz aller 
Berichte. Es wird auch nicht mehr so viel gebaut wie 
früher; wir sind an einem Stillstand angelangt. Die 
vom Bund und Land bereitgestellten Mittel nütl.en 
nichts, wenn die Gi?meinden nichts mehr zulegen kön
nen. Hinzu kommen die Schwierigkeiten bei der Be
schaffung erster Hypotheken. Schließlich dar! man nicht 
vergessen, daß die Gemeinden auch noch andere Auf
gaben haben, die sie finanziell belasten. Der Steuer
zahler hat ein sehr gesundes Empfinden !ür die Art der 
Verwendung seiner Steuergroschen. Ei· versteht es 
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nicht, wenn Gemeindemittel zur Erfüllung von Bun
desaufgaben herhalten müssen. Denn das, meine Damen 
und Herren, ist es doch praktisch: Die Fürsorge, die 
Unterbringung und die Betreuung der Heiroa1:vertrle
benen, Flüchtlinge, polltische und unpolitische, wie sie 
kommen, ist doch eine echte Kriegsfolge, die unbedingt 
1m ganzen Umfange vom Bund zu tragen wäre. 

(Beifall bei der SPD.) 

Diese Forderung ist immer wieder zu erheben. 
Damit bin ich am Ende meiner Ausführungen. Ich will 
schließen und nochmal Bezug nehmen auf den Gesang 
der jungen Damen von he ute morgen. Sie haben zum 
Schluß gesungen, wir sollten nicht klagen. Fassen Sie 
das, was ich vorg'etrag·en habe, n!icht als ein Klag-elied 
auf, sondern nur als die Begründung einer Großen 
Anfrage der sozialdemokratischen Fraktion, in ~er sje 
die Landesregierung fragt, auf welche Weise sie ge
denkt, den betroffenen Gemeinden die Aufbringung der 
durch die Flüchtlingszuweisung benötigten Mittel zu 
e~·möglichen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Wolters: 
Die Beantwortung der Großen Anfrage erfolgt dut·ch 
den Herrn Finanzminister Dr. Nowack. 

Finanzminister Dr. Nowack: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Die Frage, die hier durch die Große Anfrage 
der SPD und die Begründung, die Herr Kollege Bauer 
geg€ben hat, angoesclmitten wird, ist zweifelJos 
eine der Grundfragen unseres Gemeinschaftslebens 
von beute, das ebt:!n gekennzeichnet wird, daß wir 
deutsche Menschen, die aus dem Osten, aus welchen 
Gründen sie auch herüberkommen, irgendwie in Ar
beit, Brot und in Wohnung bringen müssen. Ich habe 
eben gesagt: aus welchen Gründen immer sie her
überkommen. Ich bin mit dem Herrn Kollegen Bauer 
durchaus einig, daß nicht nur politische Gründe der 
ausschlaggebende Anlaß für das Herüberkommen p.ach 
Westdeutschland sind. Es vollzieht sich in einem gro
ßen Maß eine Art deutscher Binnenwanderung, eine 
Wanderung zum besseren Arbeitsplatz, zu den besse.ren 
Lebensverhältnissen. 

(Abg. Dr. Kluding: Das hat es 'immer gegeben!) 

Das kann man aber nicht als Propaganda auslegen, 
sondern das ist das, was doch ganz offensichtlich vor
liegt, diese V:erschiedenariigkeit in den Lebensverhält
nissen. Tausende, Hunderttausende von Menschen 
lrnmmen in jedem Jahr hier herüber, weil sie unter 
den Lebensverhältnissen, wie sie drüben in dem SED
System nun einmal gegeben. sind, nicht mehr auf die 
Daue-r vegetieren wollen, sondern weil sie slich soagen: 
Lieber lasse ich alles hier im Stich und gehe dort in 
den Westen hinüber und suche mir dort mit allen Ri
siken', die die Dinge für mich haben, ed,nen neuen 
Arbeitisplatz; um einen neuen Anfang zu haben. 
Es gibt wohl in der Welt kaum ein anderes Beispiel 
von solcher Dauer, solcher Gewalt und solcher Wucht, 
wie dieses Beispiel der Menschen, die aus dem Osten 
Jahr für Jahr in das Gebiet der Frei'hei·t kommen und 
bereit sind, alle Schwierigkeiten auf sich zu nehmen. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Propaganda im Osten kön
nen wir ja keine machen. Und, Herr Kollege Bauer, das, 
was in den ostzonalen Zeitungen steht oder was im 
ostzonalen Rundfunk gesagt wird, ist immer dasselbe. 
Hier heißt es: In der Deutschen Demokratischen Repu
blik, wie sich dieses Gebilde dort drüben nennt, ist fi!S 

wunderbar und im Westen werden die Menschen aus
gebeutet, . da sind Kapitalisten, Blutsauger; Monarchi
.sten., .M.ilita:nisten, un:d was weiß ich, am i Wer'k. Das 
steht dort in den Zeitungen. Da s tehen die Inserate des 
Herrn Erhard nicht in den Zeitungen, Herr Kollege 
Hertel, son'dern diese Inserate erscheinen h~er in West
deutl:scltland. Die Gre!l2X'm 'Sirnd hermetisch aqgesch·1ossen, 
un<l keini Wort von dem, was Herr Ei'hllit'd h/i:er ischreibt, 
wil"d <lrübm in ·der Zone zur Kennt.n!i1s g~ra<'ht oder 
genommen. 

(Abg. Schmidt: Sie sagen das mit Einschr~nkungen, 
Herr Minister!) 

.- .Nei~.i<;b,. ·: ~,g~ , d,ail so,, wie ich es meine~ Ich bin in 
der gl,ück,li~en Lage, ostzonale Zeitungen lesen zu 
kä.nnien. kh i>edamere ·es, nur, daß man i:n. 'f estcteutsch
la.nd.nirot..we .. ~~1lµ:n~ nachdruckt, dde doi;t veröffent
licht werden, d!amit di-e deutJsche BevöM~e~ in West
deutschland einmal erfährt, wie die wirklichen Lebens-
v>el"häil'tnisse drüben sind. ' 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Abg. Schmidt: 
Aber Sie hören wohl nicht im Südwestfunk „So 

sieht E'S der Westen"! Ich empfehle Ihnen das!) 

- Mein Bedarf an politischen Information~n wird aus 
anderen Quellen so reichlich gedeckt, daß ich mich 
beim Anhören des Rundfunks auf musikalische Dar
b ietungen beschränke. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Nun, meine Damen und Herren, zu lhrer Großen An
frage und dem Thema: 12 Jahre nach Ende des Krie
ges kommen Tag für Tag Hunderte von M~nschen über 
die Zoniengrenze mit nicht viel mehr als dem, was sie 
auf dem Leibe haben und was sie in der ~Iand tragen 
können. Was machen wir mit ihnen? -

(Abg. Hertel : Den Gemeinden aufburden!) 

In Lagern unterbringen? In Tanzsälen unterbringen? 
Oder wie seit Jahren in Speyer diese schreckliche Un
terbringung , ün" aortigen Regierungsgebäude? Meine 
Damen und Herren! WJ.r müssen für Wohmiaum sorgen! 
Darüber haben Sich Länder und Bund seit vielen Jah-
1·en unterhalten. Der Bundesfinanzminister hat mit 
großartiger ~ste, aber m it geringen Mitteln seine Un
tersfützuhg zur Verfügung gestellt. Dies~ Unterstüt
zung hat nicht ausgereicht; denn es waren gleichzeitig 
'.Bedingungen daran geknüpft. Nun ist es ln der Wirt
schaft so, daß die Rechnung wenigstens Null für Null 
aufgehen muß. Wenn sie nicht mit eineyn Plus auf
gehen kann, wenn sie mit einem Minus aufgeht, dann 
werden Sie niemanden finden, der bereit; ist, in diese 
Rechnung einzusteigen. Die Rechnung gi~ bisher mit 
einem Minus ai.if. Die Zuschüsse des Bundes waren zu 
gerlng, und die Bedingung, Wohnräume zu liefern, die 
mit 1,20 DM., höchstens 1,30 DM vermietet '.werden soll
ten, konnte nicht erfüllt werden. Diese R~chnung ging 
also nicht auf. Ich darf sagen, sie geht inn Augenblick 
auch noch nicht ganz auf, aber inzwischep haben sich 
die Verhältnisse etwas gebesse1't. · 

Wie groß ist das Problem überhaupt? Es: ist sehr er
heblich. An Zuwanderern kamen nach Rh,inland-Pfalz 
von loo-5 bi,,; i:um November 1S57 rund 37 01)(} Menschen. 
Dazu kommen noch die Aussiedler aus denj Ostgebieten. 
dlie auch tScitl.üssc'lmäßig aiufgetieilt werdeh, undt zwar 
haben1 wir davon 860<0 bekommen. Zu aH~m Uberf1uß 
hat man. jetzt noch in· den letzten Wochen· eine-n neuen 
Schlüssel aufgiestetlt. Nach diesem Schliissetl '\Vel'den wir 
linJ Zukunft noch mehr Flüchtl!ingie bzw. I Zuwanderet· 
uilid. Aussi-edler - um diese beide n Aus<i.rdcme be'izube
hailten - bei uns aufn~hmen müssen.. Bis~er waren es 
7,3 v. H., :Ln Zukounft wer'<:len es 8,1 v. H. d~r nach West
d-eiuts<:hl:and herübet"kommenden Mensche4 sein. 
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Dafür müssen wir Wohnräume schaffen. Wir haben für 
das Jahr 1957 ein Zuwandercrprogramm aufgestellt -
es ist Ihnen wohl iius unseren Beratungen bekannt -, 
das der Unterbringung der im Jahre 1956 aus dem so
wjetischen Besatzungsgebiet zugewanderten Personen 
sowie der in den Rechnungsjahren 1955 und 1956 an
gekommenen Aussiedler dienen sollte. Dieses Pro
gramm umfaßte rund 3600 Wohnungseinheiten. Davon 
:-;ind bisher ein Drittel bewilligt - ich nenne nur die 
runden Zahlen -, nämlich 1200, für den Rest von 2360 
liegen 700 Anträge vor, so daß 1660 noch nicht belegte 
Wohnungen verbleiben. Inzwischen haben wir eine 
Reihe von Schreiben der beteiligten Bundesminister 
bekommen, aus denen sich ergibt, daß wir weitere 350 
Wohnungseinheiten zur Verfügung stellen müssen. Es 
verbleibt also ein Programm von 2000 Wohnungsein
h1~it<>n d ie nach den Bedingungen und mit den Zu
schüss~n des Bundes geschaffen werden müssen. 

In allen Bundesländern ist der Wohnungsbau für diese 
Kreise trotz der Bereitstellung von Bundesmitteln im 
Laure des letzten Jahres ins stocken geraten, ja in 
manchen Ländern, wle z. B. in Hessen, erst gar nicht 
ungefangen worden, weil - wie ich eben ausführte -
die Rechnung n'icht au.tgin.g, -son<l:em mit einer un
geheuer großen Belastung endet•e, ~in-er ~last~, 
die nicht nur einmalig ist - die könnte man· Ja schheß
lich noch verkraften -, sondern sogar laufend und 
dauernd ist, wenn man eben an Mietbeträge von 1,20 
DM gebunden ist, von denen jeder Mensch weiß, daß 
sie heute einfach nicht zu halten sind; denn dafür 
kann man keine Wohnräume liefern. So entsteht also 
dauernd ein Defizit, und es ist unmöglich, das zu über
nehmen. 

Wir haben uns mit diese1· Frage vor einigen Monaten 
sehr intensiv befaßt und waren der Überzeugung, der 
Bund werde seine Mittel a.ufstockon müssen. In dieser 
Erwa·rtung, und um wenigstens einen Teil des Pro
gramms zu erfüllen, haben wir bekannillich .i:m Sep.t.E?m
ber des vergan.gC'f1-en Jahres den LandeS'1lU.."'Chuß erhö'ht. 
Das hat dazu gie!ührt, daß Anträge eingegangen Sind. 

Die Verhandlungen mit den Bundesressorts sind in 
den letzten Tagen des Monats Dezember zum Abschluß 
gekommen. Nun steht die Finanzi~rung auf ~inem 
neuen Boden. Wir können die Dinge Jetzt besser finan
zieren weil wir mehr Bundesmittel bekommen und 
cntspr:echend höhere Zuschüsse geben. Die Frage hin
sichtlich der Bauherren wird sich daher in Zukunft 
besser lösen lassen, als das in der Vergangenheit der 
Full war; denn jetzt kann eine Heimstätte oder ein 
gemeinnütziges oder nichtgemeinnütziges Bauunter~ 
nehmen darangehen, zu kalkulieren, ob es mit den 
Zuschüssen zurecht kommt. 

Ich hube vorhin gesagt, auch jetzt reichen die Zu
schüsse des Bundes allein noch nicht aus. Was fehlt, 
ist das Eigenkapital; denn diese Menschen haben kein 
Eigenkapital; sie haben nichts als das, was sie auf dem 
Körper tragen odel' in der Hand mitbringen. 

(Abg. Hertcl: Die Gemeinden haben auch keins!) 

Herr Kollege Hertel, über die Gemeinden, insbeson
dere über die Gemeinde, aus der Sie kommen, wollen 
wir uns heute lieber nicht unterhalten. 

(Abg. Hertel: Die Landgemeinden, die bekommen 
doch die Flüchtlinge!) 

Wir wollen uns im Augenblick mal nicht über die 
Gemeinden unterhalten, sondern das Thema, so wie 
ich es Ihnen darstelle, fertig durchdenken. 

(Abg. Hcrtel: Beim Steuerverbund werden wir uns 
darüber unterhalten!) 

- Ja, ich komme gleich auf die Gemeinden; ich bin auf 
dem Wege dahin. Ich habe eben gesagt, die neue Rege
lung sei noch 111icht voll befr1edig<Cnd. 

(Abg. Hertel: Ich wollte Ihnen helfen!) 

- Sehr nett! Jede Hilfe wird entgegengenommen. kh 
habe Ihnen also gesagt, daß die neue Regelung noch 
nicht voll befriedigend ist. Wir haben uns überlegt, was 
wir machen können. Wir haben für den Außerordent
lichen Haushaltsplan des Jahres 1958 einen Ansatz in 
Höhe von 4 bis 5 Millionen DM vorgesehen, genau kann 
ich es noch nicht sagen, weil wir mit den Beratungen 
über den Außerordentlichen Haushaltsplan noch nicht 
zum Abschluß gekommen sind, aber die Zweckbe
stimmung für diesen Ansatz kann kh Ihnen sagen. 
Ich glaube, sie ist entscheidend, nämlich die Zweckbe
stimmung, daß darnus Darlehen an Gemeinden und Ge
mein'<l.evez:-bände sowie eine Kapit.albetelligung des Lan
des an der Heimstätte Rheinland-Pfalz zur Förderung 
odes Wohnungsbaues für Zuwanderer, Aussictllcr und 
Um.si.edL{.'t' gegeben werden sollen. Dtcse Darlehen sollen 
nach unseren Überlegungen den Gemeinden und Ge
meindeverbänden zinslos bei 2 v. H. Tilgung gegeben 
werden. 

Wenn wir das alles zusammenfassen, dann huben wir 
die Möglichkeit, auf diesem speziellen Gebiet das Woh
nungsbauprogramm wirklich durchzuführen, das der 
Bundesvertriebenenminister und der Bundesminister 
Lemmer mit allem Nachdruck gefördert sehen wollen. 
Ich glaube, daß jetzt der Weg gefunden ist und die 
Koml:>i:nration all dieser Dinge ausreichen wl.l'd, um das 
Programm durchzuführen und die bereitstehenden 
Bundesmittel so schnell wie mögllch für den Zweck 
zum Zuge kommen zu lassen, für den sie gedacht 
sind. BiSher waren si-e eine Art Sparkass~ des Bun
desfinanzministers, weil sie mit Bedingungen belastet 
waren, die nicht erfüllt werden konnten. Soviel zu 
·dieser Frage! 

Noch ein Wort zu der Frage der Notunterkünfte! Sie 
sind 1957 nicht zu entbehren gewesen, und sie werden 
wahrscheinlich auch 1958 nicht zu entbehren sein. Sie 
werden aber entbehrlich werden in dem Maß, wie wir 
die geschilderten Vorhaben zum Zuge bringen können. 
Wir haben für Notunterkünfte nicht nur die Mittel, 
die im Haushaltsplan vorgesehen waren, in Höhe von 
4'50 000 DM zur Verfügung gestellt, sondern darüber 
hinaus 100 000 DM überplanmäßig bewilligt. Wir haben 
weiter vorgesehen, für eine uns vom Sozialministerium 
als besonders dringend gemeldete Notunterkunft einen 
Betrag bis zu 180 000 DM bereitzustellen. Damit wäre 
der ursprünglich im Haushaltsplan vorgesehene Betrag 
um mehr als 50 v. H., beinahe um 60 v. H., überschrit
ten. 

In der Mehrzahl der Fürsorgefälle, die Sie, Herr Kol
lege Bauer, hier angeschnitten haben, werden die Ko
sten im Rahmen des Ersten überleitungsgesctizes zu 
80 v. H. mit dem Bund verrechnet. Die restlichen 20 
v. H. trägt der Fürsorgeverband. 

(Abg. Bauer: Nur für anerkannte Flüchtlinge!) 

Die Bezirksfürsorgeverbände dürfen an diesen Kosten 
die kreisangehörigen Gemeinden nicht beteiligen. Es 
haben demnach von den Gemeinden nur die krt>is
freien Städte finanzielle Fürsorgelasten zu tragen. 

(Abg. Bauer: Nur anerkannte Flüchtlinge!) 

- Ja, nur anerkannte Flüchtlinge! Das ist das, was ich 
Ihnen im Augenblick zu diesen Dingen sagen kann. 
Ich meine, wir sollten diese Frage nicht belasten mit 
politischen Erörterungen, die in der Auseinanderset-
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(Finanzm.tnister Dr. Nowack) 
zung zwischen Ost und West nachher vielleicht an fal
scher Stelle von uns wiedergelesen werden. Wir sollten 
sie sehen, wie sie sich uns als sachliche Aufgabe stellt. 
Nur so habe im sie betrachtet, und so bitte ich Sie, 
allein meinen Bericht aufzufassen. 

Ich gJ.>aJU·be, daß dieser Bericht, den man in dieseT Form 
wirklich erst heute g!Eben koirm:te - dlenn, wie gesagt, die 
Verhandl'un.gen mit der Bundesr.egiierung eind erst Ende 
Dezember, zwischen Weihnachten und Neujahr, zum 
Abschluß gebracht worden - so positiv ist, daß man 
annehmen kann, daß sich von diesem Jahre an in 
laufendem Maße die zweifellos zur Zeit kritischen Ver
hältnisse hier zum Besseren entwickeln werden. 

(Beifall des Hauses.) 

Prli.sidCnt„Wolters:. 
Meiri.e Damen und Herren] Damit ist dei: Punkt der 
Tagesordnung erledigt. Ich darf dem Hau;;e mitteilen, 
daß der Ältestenrat beschlossen hat, dem' Hause vor
zilschlage~ die nächste Sitzung des Landb/.ges auf den 
21. Januar, vormittags um 9.30 Uhr, einzuperufen und 
eine welitere Sitzu.ng am 22. Jan'Uar votiuseben. Am 
Trege VO'I'her, a:llso am 20. Januar, finden die Fniktiorns
sitzungen ·statt; ·dlalrüber weriden noch bes,c>ndere Ein
ladllln!gen ergehen. - Di.e CDU-FI"aktion b!ittiet :ihr.e M!it
glliede.r, skh 'unmittelbar nach <ler Sitmmg 2!ll cineir kur
:zien Frakt:ioD1SSi:tzung in <iias FraktiOO!.SZirrJm.er zu be
geben~ - Meine Damen t.md Herren, ich wünsdie Ihnen 
einie .gute Heimfahrt und schli't'ße dioe Sitzung. 

s c h l u ß der S i t z u n g : 1 3. 1 6 U h r. 


